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1. Vorbemerkung 1.2 Vorurtei le 
1.1 Lernziele 1.3 Gl iederungspr inzip ien 
1.2 Vorurtei le 
1. Vorbemerkung 
Die Durchführung eines Lehrprogramms über Außenpol i -
t ik der Bundesrepubl ik Deutschland erzwingt wegen der 
Fülle mögl ichen „Sto f fs " eine Auswahl . Kr i ter ium für 
diese Auswahl müssen in erster Linie die Ziele sein, die 
mit der Behandlung des Themenkomplexes im Rahmen 
der „Deutsch landstud ien" verfolgt werden . Solche spezi-
fischen Ziele s ind : 
1.1 Lernziele 
1.1.1 Beschreiben und erk lären, was außenpol i t ische Ziele 
und Interessen der Bundesrepubl ik Deutschland sind (Be-
griff der „Staatsra ison") , mit welchen Mit teln diese Ziele 
und Interessen verfolgt werden und ob es seitens wich-
t iger pol i t ischer Akteure - das s ind solche, d ie für ge-
wichtige Strömungen repräsentat iv s ind - Kontroversen 
über Ziele und Mittel gibt. 
1.1.2 Die Abhängigkei t bundesrepubl ikanischer Außenpo-
lit ik von Gegebenhei ten und Entwick lungen im internat io-
nalen System aufzeigen, damit den Zusammenhang mit 
außenpol i t ischen Interessen und Akt ionen anderer Mäch-
te ; d. h. letzt l ich: das Ausmaß des Spie l raums verdeut l i -
chen, der bundesrepubl ikanischer Außenpol i t ik überhaupt 
zur Verfügung steht. 
1.1.3 Die Außenpol i t ik als Tei l pol i t ischen Handelns ins-
gesamt deut l ich machen, d. h. die Fragwürdigkei t einer 
r igiden Abgrenzung von „ I n n e n p o l i t i k unterstre ichen. 
1.1.4 Klären, was die „nat ionale F rage" vor bzw. nach 
dem Grundvertrag mit der DDR ist. 
1.1.5 Die europäische Rolle der Bundesrepubl ik Deutsch-
land in der Zeit seit Beendigung des Zwei ten Weltkr ieges 
herausarbeiten. 
1.1.6 Schl ießl ich - und darauf muß ein besonderer Ak-
zent gelegt werden - Vorurtei le, d ie gegenüber der 
Bundesrepubl ik Deutschland und ihrer Außenpol i t ik vor-
gebracht werden, aufgrei fen und sie mit tels kri t ischer 
Sach-Erörterung abzubauen versuchen. 
1.2 Vorurtei le 
Es sind im wesent l ichen drei Vorurtei le und Vorwürfe, 
die gegenüber der Bundesrepubl ik erhoben werden : 
1.2.1 Der Vorwurf der Schaukelpol i t ik : Die Bundesrepu-
bl ik Deutschland neige, hier in einer al ten deutschen Tra -
di t ion fo lgend, e inem Hin und Her zwischen den Mächten 
bzw. Blöcken z u ; sie versuche, k laren Bindungen aus dem 
Weg zu gehen bzw. sie rückgängig zu machen oder 
abzuschwächen. In der konkreten Nachkr iegssi tuat ion 
zeigte sich dieser Vorwurf in dem Mißtrauen gegenüber 
einem deutschen Arrangement mit der UdSSR, ein Miß-
trauen, das mit dem Begrif f „Rapa l lo -Komplex" charakte-
risiert w i rd . 
1.2.1.1 Exkurs Im Frühjahr 1922 fand in Genua — erstmals 
unter Betei l igung Deutschlands und der Sowjetunion — 
eine internationale Reparat ionskonferenz statt. Als diese 
für Deutschland zunächst wenig er fo lgre ich verlief, 
schloß die deutsche Delegat ion mit der Sowjetunion im 
benachbarten Rapallo einen Vertrag fo lgenden Inhalts 
ab : Gegenseit iger Verzicht auf Reparat ionen, Aufnahme 
dip lomat ischer Beziehungen, gegenseit ige Gewährung 
der Meistbegünst igung im Handelsverkehr. Beide Ver-
t ragspartner wol l ten durch dieses Arrangement die d ip lo-
mat ische Isol ierung durchbrechen, Deutschland beab-
sicht igte darüber hinaus, die Westmächte konzessionsbe-
reiter zu machen. Hintergrund für das Arrangement wa-
ren mil i tär ische Vereinbarungen (die Sowjetunion erhält 
deutsche Ausbi lder und gestattet der Reichswehr, unter 
Umgehung der Auf lagen des Versai l ler Fr iedensvertra-
ges, best immte Waffensysteme zu erproben und zu be-
nutzen). Die Bedeutung von „Rapa l lo " lag weniger im In-
halt der Vereinbarung als in der Art und Weise ihres Zu-
s tandekommens: paral lel zu anderen Verhandlungen und 
of fensicht l ich als Druckmit te l gedacht. Entsprechend ne-
gativ war die Reakt ion der Westmächte. 
Als nach Abschluß des Locarno-Vertrags von 1925, 
mit dem die deutsche Polit ik eines Ausgleichs mit dem 
Westen ihren s ichtbaren Ausdruck gefunden hatte, ein 
Jahr später 1926 der Ber l iner Vertrag zwischen Deutsch-
land und der Sowjetunion abgeschlossen wurde (al lg. 
Freundschaf tsvert rag; Verpf l ichtung zu Neutral i tät, falls 
ein Vertragspartner angegr i f fen würde), wurde das im 
Westen ohne Mißtrauen zur Kenntnis genommen: eine 
ant iwest l iche Spitze war n icht beabsicht igt und wurde 
auch nicht gesehen. 
1.2.2 Der Vorwurf des Störenfr ieds: Die Bundesrepubl ik 
Deutschland belastet ihre außenpoli t ischen Partner durch 
die ungelöste deutsche Frage. Indem die Bundesrepubl ik 
Deutschland ihre diesbezügl ichen Interessen mit Nach-
druck (was oft auch als Rücksichtslosigkeit aufgefaßt 
wird!) vertr i t t , macht sie ihre Partner zu Gefangenen einer 
von ihnen im Grunde gar nicht so gewol l ten Polit ik und 
verhindert durch die Belastung eines anderen Problems 
mit der deutschen Frage (Polit ik des Junkt ims; also z. B.: 
ohne Wiederverein igung kann es überhaupt keine Ent-
spannung geben) die Lösung dieses Problems, also ein 
Arrangement mit anderen Mächten. 
1.2.3 Der Vorwurf des Hegemonie-Anspruchs bzw. -Stre-
bens: Die Bundesrepubl ik Deutschland strebe danach, in 
Europa die Nr. 1 zu sein („Deutschland, Deutschland 
über a l l e s . . . " ) , anderen Staaten und Völkern den deut-
schen Wil len aufzuzwingen und sie zu schulmeistern, da -
mit aber letztlich auch, nat ionale deutsche Belange völ l ig 
einseit ig zu verfo lgen. Eine starke wirtschaft l iche Posit ion 
werde zu diesem Zweck rücksichtslos ausgespielt . 
1.3 Gl iederungsprinzipien 
Aus al ledem folgt, daß in e inem Lehrprogramm über Au -
ßenpol i t ik der Bundesrepubl ik Deutschland einmal West-
pol i t ik, zum zweiten Deutschland- und Ostpol i t ik, schließ-
lich das Verhältnis der beiden Komplexe zueinander be-
handelt werden sol l ten. Wenn damit andere Bereiche 
bundesrepubl ikanischer Außenpol i t ik, insbesondere etwa 
ihre Entwicklungspol i t ik, bewußt ausgeklammert werden , 
so geschieht das ledigl ich auf Grund der vor al lem auch 
im beschränkten Umfang l iegenden Notwendigkei t , sich in 
d iesem Lehrprogramm auf die Erörterung wesent l icher 
Opt ionen bundesrepubl ikanischer Außenpol i t ik zu be-
schränken. Gl iederungspr inzip des fo lgenden Rahmen-
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1.3 Gl iederungspr inzip ien 2. Weichenstel lung 1: Staatsgründung 
1.4 Li teraturauswahl 2.1 Besatzungsregime 
Vorschlags, der in erster Linie wicht ige inhalt l iche Gesichts-
punkte vermit teln wi l l , d ie bei der Behandlung des Ge-
genstandes berücksicht igt werden sol l ten, sind daher 
Vorgänge, die jewei ls als „Weichenste l lüngen" bundesre-
publ ikanischer (Außen-)Poli t ik bezeichnet werden. 
Dem Charakter eines Lehrprogramms entsprechend 
wi rd auf Dokumente, Mater ial ien und Literatur h ingewie-
sen, die für Vorberei tung und Durchführung des Lehrpro-
gramms vom Lehrenden sowie für selbständige Vert ie-
fung des Gegenstandes vom Lernenden (Studierenden) 
herangezogen werden können und sol len. 
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2. Weichenstel lung 1: 
Die Gründung der Bundesrepubl ik Deutschland 
Es mag manchen verwundern und bedarf insofern der 
Rechtfert igung, bei der Behandlung bundesrepubl ikani-
scher Außenpol i t ik zeitl ich v o r Gründung dieser Bundes-
r e p u b l i k Deutschland einzusetzen; dies um so mehr, als 
von eigentl ich eigenständiger Bundesrepubl ik-Deutsch-
land-Außenpol i t ik ohnehin erst ab Anfang/Mit te der 50er 
Jahre die Rede ist, t iefgrei fende parteipoli t ische Kontro-
versen über außenpoli t ische Entscheidungen in den g le i -
chen Zei t raum zu dat ieren s ind. Die Rechtfertigung ergibt 
sich aus einer best immten Interpretat ion der Gründung 
der Bundesrepubl ik Deutschland: Es handelt sich dabei 
nicht al lein um die Festlegung der inneren Ordnung des 
westdeutschen Staates, sondern die Gründung der Bun-
desrepubl ik Deutschland ist, wie im einzelnen zu zeigen 
sein w i rd , nicht zuletzt auch als außenpolit ische Option zu 
verstehen. O [MERKL, P. H.: Die Entstehung der Bundes-
republik Deutschland, Stuttgart: Kohlhammer Verlag 1965. 
SCHWARZ, H.-P.: Vom Reich zur Bundesrepublik. 
Deutschland im Widerstrelt der außenpolitischen Konzep-
tionen in den Jahren der Besatzherrschaft 1945-1949, 
Neuwied: Luchterhand Verlag 1966.] 
2.1 Besatzungsregime 
Die Nachkr iegssi tuat ion in Deutschland war gekennzeich-
net durch das Fehlen einer zentralen deutschen Staats-
gewalt und die Übernahme der vol len Regierungsverant-
wor tung durch die vier Großmächte im All i ierten Kontro l l -
rat. Deutschland und seine Entwicklung waren abhängig 
von den Besatzungsmächten, ihren Interessen und der 
daraus formul ier ten Polit ik. Das Potsdamer Abkommen 
stel l t e inen Versuch der Al l i ierten dar, für ihre — gemein-
same — Deutschlandpol i t ik eine einheit l iche programma-
t ische Grundlage zu def inieren. 
Eine Analyse des Potsdamer Abkommens ergibt die 
of fensicht l iche Absicht , Deutschland als pol i t ische und 
wir tschaf t l iche Einheit zu betrachten, ohne indessen die 
Err ichtung einer zentralen deutschen Regierung zu ge-
nehmigen. Es sol l ten ledigl ich „e in ige wicht ige zentrale 
deutsche Verwaltungsabtei lungen err ichtet werden, an 
deren Spitze Staatssekretäre stehen, und zwar auf den 
Gebieten des Finanzwesens, des Transportwesens, des 
Verkehrswesens, des Außenhandels und der Indust r ie" ; 
ihre Tät igkei t sol l te unter Leitung des Kontrol l rats er fo l -
gen. Mit der Zielsetzung, Deutschland als Einheit zu be-
t rachten, war indessen kaum vereinbar die Bi ldung von 
zwei Reparat ionsgebieten: Die UdSSR soll te aus ihrer 
Zone entnehmen, Reparat ionsansprüche der drei West-
mächte sol l ten aus den drei Westzonen befr iedigt wer-
den. 
Lag in dieser Regelung bereits eine Mögl ichkei t der 
Auseinanderentwick lung — wenn sich näml ich aus unter-
sch ied l icher Reparat ionspoi i t ik Differenzen über d ie 'wir t -
schaft l iche Behandlung Deutschlands, mit der Folge, daß 
Deutschland auf d iesem wicht igen Gebiet nicht länger 
als Einheit besteht, ergeben würden - , so stellte sich 
dieses Problem noch schärfer h insicht l ich der Ziele der 
Besetzung Deutschlands und der Besatzungspol i t ik. Wie 
sol l te eine für ganz Deutschland einhei t l iche Entwicklung 
mögl ich sein, wenn d ie Al l i ier ten das im Potsdamer Ab-
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Das internat ionale System 
Die deutschen pol i t ischen Kräfte 
kommen formul ierte Ziel — „Die endgül t ige Umgestal tung 
des deutschen pol i t ischen Lebens auf demokrat ischer 
Grundlage und eine eventuelle f r ied l iche Mitarbei t 
Deutschlands am internationalen Leben vorzubere i ten" — 
unterschiedlich auslegten, wenn es sich als bloße Formel 
ohne Konsens über die Substanz erweisen sol l te? 
Die Tatsache der Besatzungsherrschaft mit ihren für 
die Frage der Einheit Deutschlands mögl icherweise fata-
len Auswirkungen ist eine erste zentrale Bedingung für 
die Nachkr iegsentwicklung. Eine zweite Bedingung, die 
die Auswirkungen der ersten gegebenenfal ls determinie-
ren konnte, ist die Struktur des damal igen internat iona-
len Systems und seine Entwicklung. 
2.2 Das internationale System 
Während des Zweiten Weltkr iegs war das internat ionale 
System durch die gegen Hit ler-Deutschland ger ichtete 
Koal i t ion gekennzeichnet. Basis der Koal i t ion war die 
Gegnerschaft zum Nationalsozial ismus. Als das Ziel mit 
der bedingungslosen Kapitulat ion Deutschlands erreicht 
war, entfiel ein wicht iger Teil der Geschäftsgrundlage 
der Koal i t ion. Um sie aufrechtzuerhalten, wären neue In-
tegrat ionsfaktoren erforder l ich gewesen, die aber im Fall 
der beiden Hauptmächte der Kr iegskoal i t ion — UdSSR 
und USA - fehl ten. Es kam statt dessen zu gravierenden 
Meinungsverschiedenheiten über die von beiden Mäch-
ten jewei ls verfolgte Poli t ik; sie mündeten in ein Gegen-
einander, das mit dem Begriff „ka l ter K r i eg " bezeichnet 
wurde. Diese Bipolarität, Strukturmerkmal des internat io-
nalen Systems seit etwa 1946, wurde durch die entge-
gengesetzte Deutschlandpol i t ik von UdSSR und USA ge-
fördert und manifestierte sich zugle ich in der deutschen 
Nachkr iegsentwicklung. 
2.2.1 Der kalte Krieg In diesem Zusammenhang sind die 
Meinungsverschiedenheiten über die ökonomische Be-
handlung und Entwicklung Deutschlands in den Besat-
zungszonen ebenso zu nennen wie der Dissens in der 
Beurtei lung der gesel lschaft l ichen und pol i t ischen Ent-
wick lung in den Zonen. Manifest wurden diese Gegen-
sätze im Al l i ierten Kontrol l rat - gleichsam dem Regie-
rungsorgan für Deutschland - und bei den verschiede-
nen Außenminister-Konferenzen der vier Großmächte. 
Der kalte Krieg spielte sich al lerdings auch außerhalb 
Deutschlands ab. Die Politik der UdSSR, in den osteuro-
päischen Staaten kommunist isch beherrschte Systeme zu 
err ichten und sie dem eigenen Hegemonieanspruch zu 
unterwerfen, sowie ihr Verhalten im gr iechischen Bürger-
kr ieg wurden in den USA als aggressiv und expansioni -
st isch perzipiert und führten zu einer Zurückweisung des 
kommunist ischen Anspruchs. In der Truman-Doktr in vom 
März 1947 erklärten die USA als Reaktion auf diese Ent-
wick lung, sie würden den freien Völkern helfen, ihre in-
nere Ordnung und nationale Integrität zu erhalten. Ge-
meint war Schutz vor kommunist ischem Machtanspruch. 
Die organisatorische Konsequenz dieser Proklamat ion 
war die nachdrückl iche Förderung westeuropäischer Ei-
nigungspol i t ik. Mit dem Marshall-Plan war die Schaffung 
der OEEC (Organisation für europäische wir tschaft l iche 
Zusammenarbeit) verbunden, einer Organisat ion, die die 
Vertei lung und Verwendung der Hi l fsgelder übernehmen 
soll te. Die drei west l ichen Besatzungszonen waren einbe-
zogen. Im Sommer 1948 beschlossen die USA, die B i l -
dung regionaler Sicherhei tspakte zu unterstützen, was 
Anfang 1949 zum NATO-Vert rag führte. 
2.2.2 Bipolar i tät Faktisch exist ierten bereits um die Jah -
reswende 1947/48 zwei B löcke, die sich als Kontrahenten 
empfanden. Deutschland — und das bedeutete die vier 
Besatzungszonen — war in dieser Konstel lat ion letzt l ich 
nur Objekt al l i ierter Polit ik. Die Zonen ger ieten in den Sog 
der immer deut l icher werdenden Polar is ierung. War es 
anfangs nur ein Gegensatz der beiden Wel tmächte USA 
und UdSSR gewesen, d. h., hatten sich Großbr i tannien 
und Frankreich um die Real is ierung eigener Ziele in 
Deutschland bemüht, so konnten s ich beide Staaten — 
aus pol i t ischen und wirtschaft l ichen Gründen — dem 
amerikanischen Drängen auf eine Einheitsfront gegen die 
UdSSR nicht entz iehen. Zunächst wurde die Bizone aus 
amer ikanischer und br i t ischer Zone gebi ldet, mit gemein-
samen al l i ier ten und deutschen Gremien sowie gemein-
samer Poli t ik. Schl ießl ich mußte s ich auch Frankreich 
d iesem Kurs anschl ießen, d. h. sein Ziel einer Zers tücke-
lung und dauernden Schwächung Deutschlands aufge-
ben. Die Entscheidungen über die weitere Entwick lung 
Deutschlands bzw. der einzelnen Besatzungszonen wur-
den nunmehr von blockpol i t ischen Erwägungen best immt. 
Konkret bedeutete das : Die UdSSR bezog ihre Besat-
zungszone in den Ostb lock e in, die Westmächte rechne-
ten mit ihren Besatzungszonen als Tei l des s ich konst i tu-
ierenden Westb locks. 
2.3 Die deutschen pol i t ischen Kräfte 
Ein dr i t ter Faktor, der bei einer Betrachtung der Nach-
kr iegsentwick lung berücks icht ig t werden muß, s ind die 
deutschen pol i t ischen Kräf te; genauer: die Interessen der 
relevanten pol i t ischen Akteure nebst ihrer Perzept ion des 
internat ionalen Systems. Die in der Anfangsphase west-
deutscher pol i t ischer Akt iv i tät — so eng begrenzt auch 
ihr Spie l raum sein mochte - wicht igsten Kräfte waren die 
Ministerpräsidenten der Länder. Bei der Er ledigung von 
A l l tagsprob lemen, die s ich in der ersten Wiederaufbau-
phase stel l ten, waren sie mit ihren Adminis t rat ionen den 
Al l i ier ten — genauer : der jewei l igen Besatzungsmacht — 
wertvol le Partner. Demgegenüber spiel ten die pol i t ischen 
Parteien bzw. die Parte i führungen zunächst nur eine un-
tergeordnete Rolle. 
2.3.1 Interessenlage Die wicht igsten Interessen der pol i -
t ischen Akteure, d. h. d ie Zie le deutscher Nachkr iegspo-
lit ik, ergaben sich aus der Si tuat ion nach Kr iegsende: 
Deutschland war terr i tor ia l amput iert , in Besatzungszo-
nen aufgetei l t , ohne e inhei t l iche deutsche Staatsgewalt , 
w i r tschaf t l ich völ l ig am Boden und über die innere Ent-
w ick lung sowie den künft igen internat ionalen Status im 
unklaren. Die Hauptziele waren demgemäß: Wiederher-
stel lung der staat l ichen Einheit und - nach Mögl ichke i t 
— des terr i tor ia len Besi tzstandes der Vorkr iegszei t , wi r t -
schaf t l iche Gesundung, Aufbau einer stabi len inneren 
Ordnung auf demokrat ischer Grundlage (als bewußte Re-
akt ion auf d ie Periode des Nat ionalsozial ismus), Er lan-
gung pol i t ischer Handlungsfähigkei t , schl ießl ich geordne-
te und a l lmähl ich g le ichberecht ig te Beziehungen zu an-
deren Staaten. 
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2.4 Staatsgründung als außenpolit ische 
Entscheidung 
In der Perzeption der Entwicklung des internat ionalen 
Systems st immten die westdeutschen pol i t ischen Akteure 
— mit Ausnahme der relativ bedeutungslosen KPD — mit 
den drei Westmächten übere in : Auch sie empfanden — 
gerade unter dem Eindruck der Geschehnisse in der so-
wjet ischen Besatzungszone — die Polit ik der UdSSR als 
aggressiv, die ihr zugrunde l iegenden Zielvorstel lungen 
zum Charakter eines pol i t ischen Systems als mit den e i -
genen unvereinbar. Diese Perzeption ließ ein weiteres In-
teresse und Ziel ents tehen: das der Sicherheit. 
2.3.2 Handlungsspielraum Da Deutschland zunächst nur 
Objekt der al l i ierten Polit ik war, gab es für deutsche po-
l i t ische Akteure kaum Mögl ichkei ten, durch selbständige 
Poli t ik die Erreichung dieser Zie le zu fördern. Nur Inter-
essenidenti tät mit den Al l i ier ten versprach hier Erfolg. 
Ansätze hierfür ergaben sich als unmittelbare Folge der 
Entwicklung des internat ionalen Systems zur Bipolari tät, 
also der Konfrontat ion zwischen UdSSR und Westal l i ier-
ten. 
Im Frühjahr und Sommer 1948 berieten die Westal l i -
ierten angesichts der s ich verschärfenden Konfrontat ion 
mit der UdSSR und der of fensicht l ichen Unmögl ichkei t , 
mit ihr Einvernehmen über d ie weitere Entwicklung Ge-
samtdeutschlands zu erzielen, konkrete Maßnahmen im 
Bereich der drei Westzonen. Das Ergebnis ihrer Überle-
gungen war in den Londoner Empfehlungen und den 
Frankfurter Dokumenten niedergelegt. Sie wol l ten aus 
den drei Besatzungszonen einen Weststaat machen und 
ihn in die sich b i ldende westeuropäische Gemeinschaft 
— unter maßgebender Betei l igung der USA — fest e in-
gl iedern. Innere Ordnung und internat ionaler Status w a -
ren damit untrennbar verbunden. An die Ministerpräsi-
denten der westdeutschen Länder war die Auf forderung 
der Westmächte ger ichtet , den Weststaat zu gründen. Die 
Entscheidung darüber impl izierte und bedeutete zugleich 
auch die Entscheidung über dessen internationale Posi-
t ion. 
2.3.3 Zielkonfl ikt Kr i ter ium für die Überlegungen und die 
Entscheidung der westdeutschen Ministerpräsidenten wa -
ren die von einem solchen Schri t t zu erwartenden Aus-
wi rkungen auf die Ziele (west-)deutscher Polit ik. Die 
Konsol id ierung der drei Westzonen in einem Weststaat 
und dessen Eingl iederung in eine größere west l iche Ge-
meinschaft versprach dem Ziel der Sicherung gegenüber 
einer potent iel len Bedrohung seitens der UdSSR ebenso 
förder l ich zu sein wie dem des wir tschaft l ichen Auf-
schwungs, der a l lmähl ichen Entwicklung normaler Bezie-
hungen zu den anderen Mitgl iedsstaaten dieser Gemein-
schaft und der schr i t tweisen Wiederer langung pol i t ischer 
Handlungsfähigkei t . Ganz einfach deshalb, wei l die West-
mächte dem Weststaat eine best immte Funkt ion in der 
Ost /West-Konfrontat ion zugedacht hatten, die seine po l i -
t ische und wir tschaf t l iche Konsol id ierung voraussetzte. 
Erwies sich damit d ie zu dieser Polit ik führende Bipo-
lari tät für die eben genannten Ziele als förder l ich, galt 
das keineswegs für das Ziel der Wiederherstel lung staat-
l icher Einheit. Hier war ernsthaft zu bedenken, ob Struk-
tur ierungsmaßnahmen — denn das wäre die Weststaat-
Bi ldung gewesen —, die nur für einen Tei l Deutschlands 
gel ten würden, den bereits bestehenden Graben zur so-
wjet isch besetzten Zone nicht vert iefen, die Wiederverei-
n igung insofern erschweren oder gar verhindern würden ; 
um so mehr, wenn solche Strukturmaßnahmen pol i t ische 
und gesel lschaft l iche Wertvorstel lungen spiegeln würden, 
die in der SBZ keine Geltung hatten bzw. explizit abge-
lehnt wurden. 
Wenn westdeutsche Pol i t iker als Folge dieser Überle-
gung das an sie ger ichtete Ansinnen der Weststaat-Grün-
dung nicht geradeheraus ablehnten, so hatte das zwei 
Gründe. Einmal konnte eine Brüskierung der Westmächte 
nicht in westdeutschem Interesse l iegen. Zum andern 
versprach der Verzicht auf den Weststaat d ie Wiederver-
e in igung nicht quasi automat isch herbeizuführen, wei l 
die dafür notwendige Übereinst immung al ler vier Mächte 
nicht in Sicht war. So bl ieb den Westdeutschen nur die 
Al ternat ive, einer Entscheidung zunächst auszuweichen, 
um die mögl icher- oder wahrschein l icherweise fatalen 
gesamtdeutschen Konsequenzen zu vermeiden, oder der 
Weststaat-Gründung zwar zuzust immen, ihr aber eine In-
terpretat ion zu geben, die sie auch mit dem Ziel staatl i-
cher Einheit kompat ibel erscheinen ließ. 
2.4 Staatsgründung als außenpoli t ische Entscheidung 
Genauso verl iefen dann auch die Beratungen der west-
deutschen Ministerpräsidenten. In einer ersten Ge-
sprächsrunde sprachen sie s ich gegen ein Gebi lde mit 
Staatsqual i tät aus; etwaigen Maßnahmen in dieser Rich-
tung wol l ten sie al lenfal ls unter der Bedingung zust im-
men, daß der Provisor iumscharakter des Gebi ldes - in 
doppel tem S inn : näml ich wegen fehlender Souveränität 
und fehlender staat l icher Einheit - unmißverständl ich 
deklar iert würde. Da sich die dre i Westal l i ier ten mit d ie-
ser Posit ion nicht einverstanden erk lär ten, war eine zwei -
te Gesprächsrunde nöt ig, auf der d ie westdeutschen Mi -
nisterpräsidenten die von den Al l i ier ten angestrebte Neu-
regelung akzept ier ten. 
2.4.1 Das Problem der Wiedervereinigung Ihre gesamt-
deutschen Bedenken räumten sie dadurch beiseite, daß 
sie den Weststaat nicht nur als mit dem Ziel der Wieder-
verein igung vereinbar, sondern dieses Ziel sogar för-
dernd erk lär ten. Diese Interpretat ion wurde durch die so-
genannte Magnet- bzw. Anschluß-Konzept ion ermögl icht . 
Diese besagte: Eine Konsol id ierung im Bereich der West-
zonen wi rk t anziehend auf den Osten Deutschlands und 
bi ldet insofern die unabdingbare Voraussetzung jeder 
Wiedervere in igung: „Wir s ind der Meinung, daß die po l i -
t ische und ökonomische Konsol id ierung des Westens e i -
ne elementare Voraussetzung für die Gesundung auch 
unserer Verhältnisse und für d ie Rückkehr des Ostens zu 
unserem gemeinsamen Mutter land is t " (Ernst Reuter als 
Reg. Bürgermeister von Berl in) . Mit dieser Argumentat ion 
hatte man auf westdeutscher Seite berei ts die Schaffung 
der Bizone und, damit verknüpft , die Einsetzung deut-
scher Organe, was den Rahmen nur einer Besatzungszo-
ne erstmals sprengte, bejaht und gerechtfer t igt ; mit ihrer 
Hil fe versuchte man jetzt al l i ierte Forderungen mit deut-
schen Interessen und Vorbehal ten in Einklang zu br in-
gen. 
Ob der in diesem Konzept vorgezeichnete Weg zur 
Wiederverein igung tatsächl ich zum Erfolg führen, also 
nicht ein nur theoret isch mögl icher b le iben würde, wurde 
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nicht erörtert. Jede kr i t ische Beurtei lung jener entschei-
denden Weichenstel lung wi rd aber erwägen müssen, ob 
eine westdeutsche Weigerung, den von den Westal l i ier-
ten gebotenen Spielraum im von ihnen gewünschten 
Sinn auszunutzen, deutschen Interessen nicht äußerst 
abträgl ich gewesen wäre. Einmal gab es, wie ausgeführt, 
die Ziele Sicherheit , wir tschaft l icher und pol i t ischer Auf-
st ieg, internationale Gle ichberecht igung; zum anderen 
war für die Wiedervereinigung auch ihre Zust immung er-
forder l ich. 
Die manchen zunächst viel leicht erstaunende Zust im-
mung der — später in Opposi t ion zur Poli t ik der Westbin-
dung der Bundesrepubl ik Deutschland stehenden — 
Sozialdemokrat ie zu Konsol id ierungsmaßnahmen im Be-
reich der Westzonen — und zwar Konsol id ierungsmaß-
nahmen mit eindeut ig ant ikommunist ischer Spitzel — 
erklärt sich zum großen Teil aus dem str ikten Ant i -
kommunismus der SPD. Spätestens seit der Fusion von 
KPD und SPD zur SED in der SBZ im Jahre 1946, von der 
westdeutschen Parteiorganisation als Zwangsverein igung 
scharf abgelehnt, wurde die absolute Unvereinbarkeit 
zwischen sozialdemokrat ischer Polit ik einerseits und 
kommunist ischer Polit ik (von SED und UdSSR) anderer-
seits permanent unterstr ichen. Dieser geradezu mil i tante 
Ant ikommunismus, der im Grunde auch in den fünfziger 
Jahren anhielt, als Basis der prowestl ichen Grundeinstel -
lung der Sozialdemokrat ie spiegelt anschaulich den 
Zusammenhang zwischen — grob gesagt — Innen- und 
Außenpoli t ik, damit aber die Fragwürdigkei t einer Tren-
nung dieser Bereiche überhaupt. 
2.4.2 Der verfassungsrechtliche Rahmen: Nachdem so 
die grundsätzl iche Entscheidung für den Weststaat ge-
fäl l t war, übernahm es der Parlamentar ische Rat, den 
verfassungsrechtl ichen Rahmen zu def in ieren. Liest man 
die Verfassungsart ikel im Zusammenhang mit den Dis-
kussionen im Parlamentarischen Rat, so ergibt s ich zwei-
felsfrei, daß er d ie Staatsgründung auch als außenpol i t i -
sche Entscheidung aufgefaßt hat. Mit der Bekräft igung 
der Magnet- bzw. Anschluß-Konzept ion war die deutsch-
landpol i t ische Zielsetzung formul iert (vgl. d ie Diskussio-
nen zu Präambel, Art. 23 und Art. 146 GG). Art. 24 GG 
(Abs. 1 lautet: „Der Bund kann durch Gesetz Hoheitsrech-
te auf zwischenstaatl iche Einrichtungen übert ragen") war, 
wie die Diskussionen erweisen, auf die Einordnung des 
Weststaates in die sich bi ldende westl iche Gemeinschaft 
gemünzt; er sol l te die auch institutionell verankerte Ein-
gl iederung des Weststaates Bundesrepubl ik in die west l i -
che Gemeinschaft ermögl ichen, nachdem die generel le 
Option bereits mit Annahme der al l i ierten Forderung er-
folgt war. 
O [Ober die Problematik der den Westdeutschen aufge-
gebenen Entscheidung informiert klar und eindringlich 
die Rede Carlo Schmids vom 8. Sept. 1948 im Parlamen-
tarischen Rat, in der er mit der Betonung des provisori-
schen Charakters der Maßnahmen in West-Deutschland 
den Versuch einer Lösung der Problematik, des Dilem-
mas, machte. (Fundstelle: Parlamentarischer Rat, Steno-
grafischer Bericht, Verhandlungen des Plenums, 2. Sit-
zung, 8. 9.1948. Ein Ausschnitt der Rede ist abgedruckt, 
in STAMMEN, Th. (Hrsg.): Einigkeit und Recht und Frei-
heit. Westdeutsche Innenpolitik 1945-1955, München 1965 
(= dtv-dokumente Nr. 286, S. 207 ff.). Ein zweites Schlüs-
seldokument ist die von Ernst Reuter bei der Konferenz 
der westdeutschen Ministerpräsidenten in Rüdesheim am 
21., 22. Juli 1948 vertretene Position (Fundstelle: 
BRANDT, W., LÖWENTHAL, R.: Ernst Reuter. Ein Leben 
für die Freiheit. Eine politische Biographie, München 1957, 
S. 474 f.), mit der er sich gegen Carlo Schmid wandte und 
bei der Mehrheit der Kollegen Erfolg hatte (vgl. dazu die 
Darstellung bei SCHWARZ, H. P.: Vom Reich zur Bun-
desrepublik, Neuwied 1966, S. 574 -88 , insbes. S. 584 -87 , 
sowie S. 606-618, insbes. S. 610-616). ] 
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3. Weichenstel lung 2: 
Die West integrat ion der Bundesrepubl ik Deutschland 
Die Gründung der Bundesrepubl ik Deutschland im Herbst 
1949 - ihr korrespondier t die Errichtung der DDR — be-
deutet einen gewissen Abschluß der Nachkriegsentwick-
lung, die zur Herausbi ldung von zwei gegeneinander 
gerichteten Blocksystemen geführt hatte. Dieser Einschnitt 
markiert aber zugleich auch den Beginn einer neuen 
Phase deutscher und europäischer Polit ik, in der d ie 
Konkret is ierung der mit der Grundsatzentscheidung zu-
gunsten des Weststaates getroffenen Opt ion auf der 
Tagesordnung stand. O [BARING, A.: Außenpolitik in 
Adenauers Kanzlerdemokratie. Westdeutsche Innenpolitik 
im Zeichen der EVG; dtv-Wiss., Reihe 2, Bd. 4065/66, Mün-
chen: Deutscher Taschenbuch Verlag 1971. 
GREWE, W. G.: Deutsche Außenpolitik der Nachkriegs-
zeit, Stuttgart: Deutsche Verlagsanstalt 1960. 
HRBEK, R.: Die SPD, Deutschland und Europa. Die Hal-
tung der Sozialdemokratie zum Verhältnis von Deutsch-
land-Politik und West-Integration (1945-1957), Bonn: Eu-
ropa Union Verlag 1973.] 
3.1 Zielkonsens und Methodenstrei t 
Zwischen den großen Parteien der Bundesrepubl ik be-
stand Konsens über diese außenpol i t ische Opt ion der 
Westb indung des Provisor iums Bundesrepubl ik Deutsch-
land, w ie es sich bereits gezeigt hatte. Es herrschte auch 
Konsens darüber, mit tels der Westb indung die Ziele 
Sicherheit, wir tschaft l icher Aufst ieg, pol i t ische Gleich-
berecht igung und schließlich Wiederverein igung zu er re i -
chen. Über die Frage nach der Taugl ichkeit einzelner 
konkreter Schrit te auf dem Weg der West integrat ion für 
d ie Förderung bzw. Erreichung dieser Ziele kam es in -
dessen zwischen der von Adenauer geführten Regierungs-
koal i t ion und der von Schumacher geführten Opposi t ion 
schon sehr bald zum Dissens. Was anfangs nur Methoden-
strei t war, mündete in Richtungsauseinandersetzungen. 
3.1.1 Adenauer Die Methode Adenauers bestand — ver-
kürzt dargestel l t - dar in , durch pragmat isches Handeln 
das Vertrauen der Westal l i ier ten zu gewinnen und auf 
diese Weise der Real is ierung der Ziele Stück für Stück 
näherzukommen. Der Begrif f „Er fü l lungspol i t ik " tr ifft sein 
methodisches Vorgehen n icht ; eine solche Bezeichnung 
würde seine har tnäckige Verhandlungsweise den Al l i ier-
ten gegenüber ignor ieren. Kooperat ionswi l len und Ko-
operat ionsangebote, te i lweise in Form von Ant iz ipat ion 
westal l i ier ter Interessen und Forderungen (wie etwa beim 
Angebot eines westdeutschen Wehrbei t rags), womi t er 
jewei ls al l i ierte Gegenle istungen im Sinne westdeutscher 
Zie le und Interessen zu erwirken suchte, kennzeichnen 
seine Methode zutreffender. 
3.1.2 Schumacher Ganz anders wol l te Schumacher vor-
gehen. Er plädierte dafür, den Al l i ier ten gegenüber mit 
selbstbewußten Forderungen aufzutreten. Kompromißbe-
reitschaft war in seinem Konzept, das sehr r igorist isch 
auf sofor t ige und umfassende Gewährung von Gle ichbe-
recht igung zielte, n icht enthal ten. Offenbar schätzte er 
den Spielraum bundesrepubl ikanischer Mögl ichkei ten in 
der Erreichung der Ziele sehr viel größer ein als Ade-
nauer, sonst hätte er schwerlich der Methode des Aus-
kämpfens deutscher Forderungen das Wort reden kön-
nen. In der damal igen Diskussion über das deutsche 
Vorgehen ist ihm vorgeworfen worden, d ie Westmächte 
mit seiner Posit ion zu überfordern, näml ich nicht zu be-
rücksicht igen, daß sie nach den Erfahrungen mit 
Deutschland noch erhebl iche Vorbehal te hatten, die es 
behutsam und beharr l ich auszuräumen galt. Als KZ-In-
sasse, der selbst unter der nat ionalsozial ist ischen Herr-
schaft gel i t ten hatte, konnte er s icher unbelastet und 
selbstbewußt als Fordernder auf t reten; ob eine solche 
Rolle für Deutschland insgesamt angemessen war, war 
umstr i t ten. Ob seine Methode Erfolge gebracht hätte, 
muß unbeantwortet b le iben; daß Adenauers Polit ik mit 
Ausnahme der Wiedervereinigung letzt l ich er fo lgreich 
war, wi rd man im nachhinein kaum bestreiten können. 
Als Schlüsseldokumente für die gegensätzl ichen Posi-
t ionen können die Beiträge Adenauers und von Brenta-
nos (für die von CDU/CSU geführte Regierungskoal i t ion) 
sowie Schumachers (für die sozia ldemokrat ische Opposi-
t ion) in der 2. Lesung des Gesetzes über den Beitr i t t der 
Bundesrepubl ik Deutschland zum Europa-Rat am 13. Juni 
1950 O [Fundstelle: Verhandlungen des Deutschen 
Bundestages, 1. Wahlperiode, Stenografische Berichte, 
S. 2459 ff.] herangezogen werden : Während die Regierung 
durch Mitarbeit von den Westmächten schri t tweise Ge-
währung der Gleichberechtigung zu err ingen trachtete, 
p lädierte die SPD dafür, die Mitarbei t von vorher igen 
Leistungen der Westmächte, nämlich der Gewährung vo l -
ler Gleichberecht igung, abhängig zu machen. Bereits im 
Zusammenhang mit der Frage der Mitarbei t der Bundes-
republ ik Deutschland in der Internat ionalen Ruhrbehörde 
im Petersberger Abkommen, über die der Bundestag am 
24./25. Nov. 1949 diskutierte, war dieser Gegensatz in 
einer überaus harten Debatte (Schumacher hatte Ade-
nauer als „Kanzler der A l l i ie r ten" bezeichnet, was einen 
Tumul t auslöste) manifest geworden O [Fundstelle: Ver-
handlungen des Deutschen Bundestages, 1. Wahlperiode, 
Stenografische Berichte, S. 472 f f . ] : Adenauer war zur 
Mi twi rkung in der Ruhrbehörde bereit, um damit die Al l i -
ierten zur Beendigung der Demontagen zu veranlassen -
eine Posit ion, die mit Blick auf die Arbei tsplatzfrage auch 
von den Gewerkschaften gestützt wurde —, Schumacher 
hielt diese Kooperat ion deshalb für entbehrl ich, da die 
wirtschaft l iche Gesundung der Bundesrepubl ik im ur-
eigensten Interesse der Westmächte selbst l iege, deut-
sches Entgegenkommen sich also erübr ige. 
3.2 Petersberger Abkommen und Ruhrstatut 
Eine eigene Außenpol i t ik im formel len Sinne zu betreiben 
war der Bundesrepubl ik Deutschland nach den Best im-
mungen des Besatzungsstatuts verwehrt. Eine erste außen-
poli t ische Entscheidung im materiel len Sinn stand jedoch 
bereits im November 1949 mit dem Petersberger Abkom-
men an. Es brachte der Bundesrepubl ik Deutschland 
wirtschaft l iche Vortei le — insbesondere werden 
mehrere große Industr ieunternehmen von der Demonta-
gel iste gestr ichen, was Sicherung bzw. Vermehrung von 
Arbei tsplätzen bedeutete — sowie das Recht, Außenbe-
ziehungen auf konsular ischer Ebene aufzunehmen. Das 
förderte die Ziele wir tschaft l icher Aufst ieg und pol i t ische 
Gle ichberecht igung. Als Preis war der Beitr i t t zum Ruhr-
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Statut zu zahlen, womi t deutschersei ts der internat ionalen 
Ruhrkontrol le zugest immt wurde. Schumacher lehnte d ie-
se als d iskr iminierend ab und opponier te fo lger icht ig 
auch gegen das Petersberger Abkommen. Die Unterstüt-
zung Adenauers durch den Deutschen Gewerkschaf ts-
bund, dem es in der damal igen Konstel lat ion pr imär um 
Arbeitsplätze g ing, wogegen die pr inzipiel le Forderung 
nach Gle ichberecht igung zurückzustehen hatte, manife-
st ierte in al ler Deut l ichkei t den Methodenstrei t . 
3.3 Beitritt zum Europa-Rat 
Eine zweite gewicht ige außenpol i t ische Entscheidung 
stellte s ich der Bundesrepubl ik mit der Frage nach dem 
Beitr i t t zum Europa-Rat. Dieser war als eine Insti tut ion 
gedacht, die das Ziel der westeuropäischen Föderat ion 
vorantreiben und zunächst repräsent ieren sol l te. Die Zu-
gehörigkei t der Bundesrepubl ik Deutschland lag in der 
Konsequenz der Grundentscheidung für die Weststaat-
Gründung. Hier wiederhol te sich der Methodenstrei t . Der 
Bundesrepubl ik sol l te zunächst nur der Status eines be-
ratenden Mitgl ieds gewährt werden, das Saarland mit 
eigenen Repräsentanten vertreten sein. Die SPD sah dar in 
wiederum einen eklatanten Verstoß gegen die Forderung 
nach Gleichberecht igung, zudem eine deutscherseits nicht 
akzeptable Präjudizierung der Zugehör igkei t der Saar. 
Einen Beitr i t t der Bundesrepubl ik Deutschland lehnte die 
Sozialdemokrat ie mit der Begründung ab, damit würde 
der Diskr iminierung und der Amputat ion zugest immt. Die 
Regierungskoal i t ion sah dagegen in der Zugehör igkei t 
zum Europa-Rat, auch als - zunächst - nur beratendes 
Mitgl ied, einen wei teren Schrit t zur Überwindung der 
Isolation und zur Er langung der Gleichberecht igung; auf 
die Mitgl iedschaft der Saar reagierte sie mit der Vor-
behalterklärung, damit könne und würde eine spätere 
fr iedensvertragl iche Regelung nicht präjudiziert werden. 
3.4 Montan-Union 
Da sich schnel l erwies, daß der Europa-Rat nicht imstan-
de sein würde, eine Föderat ion Westeuropas herbeizu-
führen (es war unter den Mitgl iedstaaten keine Einigung 
über Prinzip und Ausmaß von Souveränitätsverzichten zu 
erzielen), stel l te s ich die Frage nach der Zukunft der 
westeuropäischen Einigung. Der von Frankreich ausge-
hende Plan einer Montan-Union, pr imär auf eine 
deutsch-französische Gemeinschaft im Bereich von Koh-
le, Eisen und Stahl z ie lend, erwies sich als zukunf twei-
sender Weg. Italien und die drei Benelux-Staaten betei -
l igten sich an dieser funkt ional is t ischen Fort führung der 
westeuropäischen Integrat ion, die eine „k le ineuropäi -
sche " Lösung bedeutete. Nur diese sechs Staaten waren 
bereit, in einem begrenzten Bereich gemeinsame Polit ik 
durch Einsetzung von Gemeinschaf tsorganen, denen 
echte Kompetenzen übertragen wurden, zu betreiben. 
3.4.1 Bedeutung für die Bundesrepubl ik Deutschland Für 
die Bundesrepubl ik würde das Zustandekommen der 
Montan-Union (Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl : EGKS) den Fortfall der zweifel los diskr iminierenden 
Ruhrkontrol le br ingen. Integrat ion dieses Sektors würde 
andererseits for tdauerndes Mitentscheidungsrecht der 
fünf Partnerstaaten in der deutschen Schwerindustr ie be-
deuten - al lerdings unter anderem Vorzeichen, nämlich 
auf der Basis der Gegenseit igkeit . Insofern wurde die 
EGKS von den Regierungsparteien in der Bundesrepubl ik 
Deutschland als echter Durchbruch auf dem Weg zu west-
europäischer Gemeinsamkeit unter Einbeziehung der 
Bundesrepubl ik Deutschland begrüßt. 
3.4.2 Sozialdemokrat ische Krit ik Die sozia ldemokrat ische 
Opposi t ion dagegen lehnte eine Betei l igung der Bundes-
republ ik Deutschland mit dem Hinweis auf negative Merk-
male der angestrebten Gemeinschaft ab : Als konservativ-
klerikal-kapital ist isch-kartel l ist isches Unternehmen, be-
lastet mit der ungelösten Saarfrage (Frankreich sol l te die 
Saar vertreten), mit mangelnder demokrat ischer Struktur 
(die Hohe Behörde als supranat ionales Entscheidungs-
organ sei eine Managerzentrale ohne ausreichende demo-
krat ische Kontrol le) widerspreche die EGKS den Interes-
sen der Bundesrepubl ik Deutschland. Ein so charakter i -
s iertes Unternehmen sei auch nicht imstande, attraktiv 
auf die DDR zu wi rken, was im Sinne einer auf der 
Magnet-Theor ie aufgebauten Deutschlandpol i t ik unerläß-
lich war. 
3.4.3 Westintegrat ion und Wiedervereinigung Ein wei te-
res Argument trat hinzu. Die Sozialdemokrat ie erkannte 
durchaus r icht ig, daß die Betei l igung an einem Integra-
t ionsprozeß die innere Struktur der Bundesrepubl ik 
Deutschland beeinf lussen würde. Strukturmaßnahmen, die 
auf einen Teil Deutschlands beschränkt bl ieben, bargen 
aber die Gefahr wei terer Auseinanderentwicklung, damit 
der Erschwerung oder gar Verhinderung der Wiederver-
e in igung in sich. Struktur- und damit „Einr ichtungs"-Maß-
nahmen würden dem Postulat der Offenheit, grundlegende 
Voraussetzung erfolgversprechender Wiedervereinigungs-
pol i t ik, str ikt zuwider laufen. Dieser Einwand wurde noch 
verstärkt durch den Hinweis auf eine weitere Impl ikat ion 
des Integrat ionsprozesses: Integration bedeute gegen-
seit ige Abhängigkei t als Folge der Vergemeinschaftung 
eines best immten Sektors, mit dem Resultat einer Ar t 
Unentbehrl ichkeit eines jeden Mitgl ieds der neuen Ge-
meinschaft für die anderen; insofern haftete jeder Inte-
grat ionsmaßnahme etwas Unwiderruf l iches an. 
Wenn damit die Bundesrepubl ik Deutschland — und 
sei es zunächst nur für einen best immten ökonomischen 
Sektor — fast unwiderruf l ich zu einem integralen Faktor 
der kleineuropäischen Sechser-Gemeinschaft würde, mußte 
das Konsequenzen für das deutschlandpol i t ische Konzept 
haben. Wiedervereinigung meinte nichts anderes als A n -
schluß der DDR an die Bundesrepubl ik Deutschland, wie 
die übereinst immend von Regierungskoal i t ion und Oppo-
sit ion proklamierte Formel „Wiederverein igung in Frieden 
und Freiheit durch freie Wahlen in ganz Deutschland" 
auswies; dem Provisorium Bundesrepubl ik Deutschland 
fehlte nur das Terr i tor ium der DDR (und die Saar) — 
k lammern wir die Ostgebiete einmal aus —, um zum 
Definit ivum „Deutsch land" zu werden. Die Bundesrepubl ik 
Deutschland war in dieser Sicht Transi tor ium; a l lerd ings 
ein Übergangsgebi lde, dessen innere Struktur und inter-
nationale Posit ion auch für das Definit ivum gelten sol l ten. 
Mit anderen Wor ten : Der Charakter der Integration im-
plizierte, daß die Westbindung der Bundesrepubl ik 
Deutschland für ein wiedervereinigtes Deutschland gelten 
müßte. 
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3.4.4 Wiedervereinigung und west l iche Gemeinschaft 
Das war, wie die Verhandlungen über einen Generalver-
t rag (später Deutschland-Vert rag genannt) für d ie Bezie-
hungen zwischen der Bundesrepubl ik Deutschland und 
den drei Westmächten, der das Besatzungsstatut ablösen 
und der Bundesrepubl ik Gleichberecht igung und Souve-
ränität br ingen sol l te, zeigten, das erklärte Ziel Adenauers. 
Er geht von der völ l ig r icht igen Überzeugung aus, daß für 
die Wiederverein igung die Zust immung aller vier Groß-
mächte erforderl ich ist, und wi l l die Westmächte in d iesem 
Vertrag auf das Ziel Wiedervere in igung fest legen. Auf 
Grund der Interessen der Westmächte und der pol i t ischen 
Überzeugung der Bonner Regierungskoal i t ion bleibt 
dieses Ziel aber nicht isol iert stehen. Es f indet seine ge-
wissermaßen notwendige Ergänzung in der wei teren Z ie l -
setzung, das wiederverein igte Deutschland in d ie west-
liche Gemeinschaft e inzugl iedern. 
3.4.5 Weitere europäische Projekte Das bedeutete nun 
keineswegs nur die Montan-Union. Noch vor dem An lau-
fen dieser Gemeinschaf t werden sehr viel wei tergehende 
Projekte formul ier t und verhandel t : eine Europäische 
Verte id igungs-Gemeinschaf t (EVG) und eine Europäische 
Pol i t ische Gemeinschaf t (EPG), beide Projekte im Rah-
men der Sechs. Voraussetzung der EVG war die Wieder-
aufrüstung der Bundesrepub l ik ; ihr Potential sol l te vol l in 
d ie geplante Gemeinschaf t integriert werden. Die EPG 
sol l te die gemeinsame Außenpol i t ik der Sechser-Gemein-
schaft und die inst i tut ionel le Struktur einer Föderat ion 
br ingen. 
3.5 Europäische Verteidigungsgemeinschaft 
3.5.1 Amerikanische und französische Interessen Hinter-
grund dieser Projekte war das amer ikanische Interesse 
an und Drängen auf einen mil i tär ischen Beitrag der Bun-
desrepubl ik Deutschland. Der Korea-Kr ieg hatte zu einer 
Verschärfung des kalten Kr iegs geführt und im Westblock 
das Bedürfnis nach Sicherheit auch durch intensive mi l i -
tärische Vorkehrungen eher verstärkt. Zur Befr iedigung 
dieses Bedürfnisses schienen westdeutsche Truppenver-
bände unerläßlich. Während d ie USA sozusagen gerade-
wegs auf die NATO-Mitgl iedschaft der Bundesrepubl ik 
Deutschland zusteuerten, war es den unmit te lbaren west-
l ichen Nachbarn der Bundesrepubl ik Deutschland, ins-
besondere Frankreich, ein fast unerträgl icher Gedanke, 
eine deutsche Mi l i tärmacht wiedererstehen zu lassen. Der 
in die EVG mündende Pleven-Plan, der statt nat ionaler 
Verbände die Schaffung einer europäischen Strei tmacht 
vorsah, versuchte das amerikanische Drängen nach e inem 
deutschen Beitrag mit f ranzösischem Interesse an Kon-
trol le der Bundesrepubl ik auf einen gemeinsamen Nenner 
zu br ingen. Jeder mil i tär ische Beitrag der Bundesrepubl ik 
würde aber Teil des Westb locks, damit e indeut ig gegen 
die UdSSR und ihren B lock ger ichtet sein. 
3.5.2 Sozialdemokrat ische Kri t ik An diesem Punkt nun 
hakte die sozia ldemokrat ische Opposi t ion mit e inem we i -
teren Einwand ein, der die Diskussion in der Bundesre-
publ ik über den außenpol i t ischen Kurs für Jahre best im-
men soll te. Die Sozia ldemokrat ie er innerte zu Recht an 
den bekannten Umstand, daß die Wiederverein igung der 
Zust immung aller v ier Mächte, also auch der UdSSR, be-
dürfte. Davon ausgehend, stellte sie die eigentl ich nur 
mehr rhetor ische Frage, ob man erwarten könnte, daß 
die UdSSR in der damaligen Konstel lat ion einer Wieder-
verein igung Deutschlands zust immen würde, wenn das 
wiederverein igte Deutschland dann Teil des Westblocks 
würde. Mit dieser Überlegung hatte die SPD unterstr i-
chen, daß jedes erfolgversprechende deutschlandpol i t i -
sche Konzept das Interesse der UdSSR als Faktor ange-
messen berücksicht igen müsse. 
3.5.3 Sowjet ische Interessen In Adenauers Konzept wur-
de dieser Faktor durch den Anspruch einer „Pol i t ik der 
S tärke" berücksicht igt . Was theoret isch ein in sich 
schlüssiges Konzept sein mochte, erschien der sozialde-
mokrat ischen Opposi t ion in der konkreten Situation eine 
I l lus ion: Sie sah keinen Ansatzpunkt für die Möglichkeit, 
die UdSSR zur Zust immung zu einer Wiedervereinigung 
zu west l ichen Bedingungen zu zwingen, nämlich freie 
Wahlen in ganz Deutschland zuzulassen und das so wie-
dervereinigte Deutschland dann in den Westblock zu ent-
lassen. Die SPD plädierte vielmehr dafür, dem Interesse 
der UdSSR dadurch Rechnung zu t ragen, daß vor einer 
Westb indung der Bundesrepubl ik Deutschland qua EVG 
und EPG, gekoppel t mit dem Deutschlandvertrag samt 
seiner Bindungsklausel für ein wiedervereinigtes Deutsch-
land, daß also vor einer solchen Festlegung Viermächte-
Verhandlungen statt f inden, deren Gegenstand die Mög-
lichkeit eines Geschäfts zwischen den drei Westmächten 
und der UdSSR sein sollte. Inhalt des Geschäfts: Die 
UdSSR ermögl icht die Wiedervereinigung durch Zust im-
mung zur Abhal tung freier Wahlen in ganz Deutschland; 
die Westmächte verzichten dafür auf die militärische West-
b indung des wiedervereinigten Deutschlands bzw. der 
Bundesrepubl ik . 
Als Schlüsseldokumente für den Gegensatz in der 
Frage, ob eine sog. Polit ik der Stärke oder eine Politik 
der Rücksichtnahme auf die UdSSR angebracht und er-
fo lgversprechend sei, können die in der außenpoli t ischen 
Debatte des Bundestages am 7. /8 .2 .1953 vorgetragenen 
Posit ionen O [(Fundstelle: Verhandlungen des Deutschen 
Bundestages, 1. Wahlperiode, Stenografische Berichte) 
von Adenauer für die Regierungskoalition (S. 8095 ff., 
8196 ff.) sowie von Erich Ollenhauer (S. 8108 ff., 8234 ff.) 
und Carlo Schmid (S. 8183 ff.) für die sozialdemokratische 
Opposition] herangezogen werden. 
Über die Strei t f rage der Bindung eines wiederverei-
nigten Deutschland durch die Westverträge bzw. der For-
derung, vor Abschluß dieser Verträge Viermächte-Ver-
handlungen über ein mögl iches Geschäft mit der UdSSR 
durchzuführen, inform'eren anschaulich fo lgendeDokumente 
O [Adenauer (S. 9789 ff.) und Gerstenmaler (S. 9801 ff.), für 
die Koalition sowie Carlo Schmid (S. 9807 ff.) für die Oppo-
sition in der 1. Lesung der Westverträge im Bundestag 
am 9. 7.1952; schließlich in der 2. Lesung der Verträge 
im Bundestag am 5.12.1952 Ollenhauer (S. 11445 ff.) für 
die Opposition, der sich für ein globales System kollektiver 
Sicherheit einsetzte, sowie Fritz Erler (S. 11474 ff.) für die 
SPD, der das Konzept des Geschäfts erläuterte.] 
3.5.4 Abhängigkei t von den Großmächten Dieses Kon-
zept erscheint durchaus plausibel. Die erbi t terte Ausein-
andersetzung zwischen den Parteien in Bonn spiegelte 
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jedoch die Tatsache, daß seine Real is ierung schwier iger 
sein würde, als man ob seiner Einfachheit wegen zu-
nächst annehmen mochte. Der Parteienstreit demonstr ier t 
in aller Deutl ichkeit die Abhängigke i t deutscher Polit ik 
und der Entwicklung und ggf. Lösung der deutschen Fra-
ge insgesamt von den Interessen und Entscheidungen a l -
ler vier Großmächte. Nur wenn sie s ich ein solches Kon-
zept zu eigen machen würden, gäbe es eine Realisie-
rungschance. Tatsächl ich haben weder die Westmächte 
der UdSSR Verhandlungen über ein solches Geschäft 
vorgeschlagen, noch hat die UdSSR ihrerseits den West-
mächten eine entsprechende Offerte unterbrei tet. Dieses 
Unterlassen legt den Schluß nahe, daß keine der beiden 
Seiten an dem beschr iebenen Junkt im wirk l iches Interes-
se hatte. 
Dieser Schluß kann erhärtet werden durch eine kr i t i -
sche Erörterung der zentralen Prämisse des sozia ldemo-
kratischen Konzepts. Es beruhte auf der Voraussetzung, 
daß jede Seite im Zusammenhang mit dem Deutschland-
Problem nur jewei ls ein Haupt interesse habe: die West-
mächte an der Wiederverein igung durch freie Wahlen, a l -
so an einem best immten Inhalt der inneren Ordnung 
Deutschlands; die UdSSR an der Verh inderung deut-
scher, insbesondere auch westdeutscher Mitgl iedschaft 
in einer west l ichen Mi l i tärorganisat ion. Die Konzept ion 
mußte also in sich zusammenfal len, wenn die Westmäch-
te ein wiedervereinigtes Deutschland nicht aus der West-
bindung - gerade auch mi l i tär isch — zu entlassen ge-
wil l t waren oder in der damal igen Konstel lat ion des in -
ternat ionalen Systems die Aufrechterhal tung der Spal tung 
Deutschlands und damit die umfassende West integrat ion 
der Bundesrepubl ik als unvermeidbar bzw. notwendig 
und ihren Interessen entsprechend betrachten würden. 
Bzw. wenn sich die UdSSR nicht mit e inem nur mi l i tär i -
schen Sonderstatus für Gesamtdeutschland begnügen 
oder am DDR-Regime festhalten wol l te oder, damit zu -
sammenhängend, h insicht l ich der inneren Struktur Ge-
samtdeutschlands unabdingbare, aber für alle großen 
Parteien der Bundesrepubl ik — sowie für die Westmächte 
- unannehmbare Forderungen stel len würde. 
3.5.5 Ablauf der Ost-West-Kontakte Die Richt igkei t der 
hier vorgetragenen Erörterung läßt s ich bei einer Prüfung 
des Ablaufs der verschiedenen Ost-West-Kontakte ganz 
konkret veranschaul ichen. In Frage kommen dazu die 
Behandlung der an die Westmächte ger ichteten Note der 
UdSSR vom 10. März 1952 e inschl . des sich anschl ießen-
den Notenwechsels, die Außenministerkonferenz der vier 
Mächte in Berl in Anfang 1954 und schließlich die beiden 
Genfer Konferenzen — der Regierungschefs im Sommer, 
der Außenminister im Herbst - des Jahres 1955. 
3.5.6 Interessenlagen und Bipolari tät Die Bundesregie-
rung, also Adenauer, ist in d iesem Zusammenhang von 
der Opposi t ion dafür kri t isiert worden , s ich bei den 
Westmächten nicht um ein intensiveres Ausloten eventu-
eller Mögl ichkei ten einer Verhandlungslösung im oben 
beschriebenen Sinne eingesetzt zu haben. Ob ein so l -
cher Druck bei den Westmächten etwas gefruchtet hätte, 
hing allein von der Tragfähigkei t der Prämisse der Junk-
t im-Konzept ion ab. Wenn also die Westmächte nicht nur 
ein einziges zentrales Interesse in bezug auf Deutsch-
lands Zukunf t hätten, sondern gewissermaßen ein Inter-
essen-Bündel , hätten sie s ich von seiner Verfo lgung 
durch bundesrepubl ikanisches Drängen kaum abbr ingen 
lassen. Dafür war der Spie l raum deutscher Polit ik noch 
viel zu eng. Vor al lem aber st immten Bundesregierung 
und Westmächte in der Einschätzung der internat ionalen 
Lage, der Absichten der UdSSR und den aus einer so l -
chen Bestandsaufnahme notwendig abzuleitenden pol i t i -
schen Schlußfolgerungen übere in : Man ging von der B i -
polar i tät, also der Konfrontat ion zweier antagonist ischer 
Blöcke sowie for tgesetztem sowjetrussischem Expansions-
streben, das ein Eingehen auf westl iche Wiederverein i -
gungsvorste l lungen ausschl ießen mußte, aus und fo lgerte 
daraus wei terh in, an der Konsol id ierung des Westb locks 
unter Einschluß der Bundesrepubl ik festhalten zu müs-
sen. Die Einbeziehung ganz Deutschlands war bei so l -
cher Betrachtung fernes Maximalziel , an dessen Realisie-
rung ernst l ich kaum geglaubt worden sein konnte. 
3.5.7 Neutra l ismusproblem Eine Ergänzung ist in d iesem 
Zusammenhang unbedingt nöt ig . Der SPD wurde damals 
immer wieder der Vorwurf gemacht, sie strebe eine Neu-
tral is ierung Deutschlands an. Im Ausland wurde im Z u -
sammenhang mit deutschlandpol i t ischen Über legungen 
die besorgte Frage laut, ob Deutschland eventuell mit e i -
ner Zwischenste l lung zwischen Ost und West kokett iere, 
ein die europäische Stabi l i tät gefährdender Pendler zwi -
schen zwei Welten werden wol le, um damit mögl icher-
weise die nationale Einheit wiederzuer langen. Zweifel los 
waren solche Fragen nicht unberecht igt , n icht aus der 
Luft gegr i f fen; zweifel los gab es neutral ist ische St römun-
gen in der Bundesrepubl ik . Neutral is ierung Deutschlands 
war indessen in dieser Phase der Diskussion niemals of-
f iziel les Programm der Sozialdemokrat ie. Was sie v ie l -
mehr anstrebte, um die mi l i tär ische Bindung an den 
Westb lock zu vermeiden, war ein europäisches System 
kol lekt iver Sicherhei t anstel le der bestehenden Mi l i tära l -
l ianzen. Wenn selbst in einer Phase der Entspannung -
in den 70er Jahren — das Weiterbestehen der Mi l i täral -
l ianzen als nicht d iskutable Selbstverständl ichkeit seitens 
der pol i t isch Verantwort l ichen angesehen, ihre Ersetzung 
durch ein gesamteuropäisches System kol lekt iver Sicher-
heit kategor isch ausgeschlossen wi rd , um wieviel wen i -
ger real ist isch und er fo lgversprechend mußte ein so lcher 
Vorschlag in den 50er Jahren, also zur Hochzeit des ka l -
ten Krieges gewesen se in ! Die UdSSR hatte zwar ab 
1954 einen in diese Richtung weisenden Vorschlag unter-
breitet, da in ihm aber die — zumindest vor läuf ige — Mit-
g l iedschaft zweier deutscher Staaten vorgesehen war, 
konnte dieser Variante auch die SPD nicht zust immen. 
Sicherhei tspol i t ische Arrangements als Alternat iven zur 
mi l i tär ischen West integrat ion und Blockbi ldung waren in 
ihren Augen stets notwendig mit der Wiederverein igung 
durch freie Wahlen verknüpft . 
3.6 NATO-Beitr i t t und Deutschlandvertrag 
Folgt man der Interpretat ion, wie sie hier vertreten w i rd , 
so kommt man zum Ergebnis, daß es allenfalls theoret i -
sche, nicht aber prakt ische Alternativen zum Westkurs 
der Bundesrepubl ik in der ersten Hälfte der 50er Jahre 
gab. Als Folge der geschi lderten Unvereinbarkeit der Po-
si t ionen von UdSSR und Westmächten, denen die von 
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DDR und Bundesregierung korrespondier ten, wurde die 
Integrat ion der Bundesrepubl ik Deutschland in die west-
liche Gemeinschaft — paral lel dazu die der DDR in die 
sozialist ische Staatengemeinschaft - konsequent vo ran-
getr ieben. In diesem Zusammenhang ist es letztl ich nicht 
relevant, daß die Projekte EVG und EPG scheiterten und 
mit den Pariser Vert rägen von 1954/55 neue Formen der 
Einbeziehung der Bundesrepubl ik Deutschland gefunden 
werden mußten. Die Wi rkung einer festen, quasi — von 
der Bundesrepubl ik Deutschland aus - unauf lösbaren 
Bindung an das west l iche Lager war auch mit der neuen 
Regelung gegeben. Die Bundesrepubl ik Deutschland trat 
der Westeuropäischen Union (die aus dem Brüsseler Pakt 
hervorgegangen war) und der NATO be i : im Deutschland-
vertrag wurde der Bundesrepubl ik Deutschland die Sou-
veränität - eingeschränkt nur durch wenige Vorbehal ts-
rechte der Westmächte — zugesprochen und als gemein-
sames Ziel von Bundesrepubl ik Deutschland und West-
mächten in Art. 7 Abs. 2 fo lgendes formul ier t : „B is zum 
Abschluß der f r iedensvertragl ichen Regelung werden die 
Unterzeichnerstaaten zusammenwirken, um mit f r iedl ichen 
Mit teln ihr gemeinsames Ziel zu verwirk l ichen: ein wieder-
vereinigtes Deutschland, das eine f re ihei t l ich-demokra-
t ische Verfassung, ähnlich w ie die Bundesrepubl ik, be-
sitzt und das in die europäische Gemeinschaft integr iert 
ist . " 
Auf zwei Punkte ist im Zusammenhang einer Behand-
lung bundesrepubl ikanischer Außenpol i t ik ausdrück l ich 
hinzuweisen, da sie durch die Pariser Verträge offiziell 
sankt ioniert wu rden : die Verantwortung der Westmächte 
für die Lösung der Deutschlandfrage und der sogenannte 
Al le invertretungsanspruch der Bundesrepubl ik. 
3.6.1 Verantwortung der Westmächte Zum ersten Punkt 
war in Art. 2 des Deutschlandvertrages formul ier t : „ Im 
Hinbl ick auf die internat ionale Lage, die bisher die Wie-
dervereinigung Deutschlands und den Abschluß eines 
Friedensvertrages verhindert hat, behalten die drei Mäch -
te die bisher von ihnen ausgeübten oder innegehabten 
Rechte und Verantwort l ichkei ten in bezug auf Berl in und 
auf Deutschland als Ganzes einschl ießl ich der Wieder-
verein igung Deutschlands und einer f r iedensvertragl ichen 
Regelung." Damit war klargestel l t , daß nicht etwa die 
Bundesrepubl ik in Sachen Deutschlandpol i t ik feder füh-
rend sein könne. Das entsprach einmal dem westal l i ier-
ten Interesse, die künft ige deutsche Entwicklung mi tzu-
entscheiden, wie es den eigenen Zielvorstel lungen för-
der l ich sein würde ; es entsprach aber auch dem Interes-
se der Bundesrepubl ik Deutschland, sich in der Deutsch-
landfrage nicht der UdSSR gewissermaßen al lein zustän-
d ig und verantwort l ich gegenüberzusehen. 
3.6.2 AHelnvertretungsanspruch Was den zweiten Punkt 
anging, so hatte sich die Bundesregierung mit dem H in -
weis auf den fehlenden demokrat ischen Charakter des 
DDR-Regimes auf den Standpunkt gestellt, nach außen 
ganz Deutschland zu repräsent ieren; ein Standpunkt, der 
im übr igen von der sozia ldemokrat ischen Opposi t ion ge-
tei l t wurde, da sie in der Einschätzung des DDR-Regimes 
mit Adenauer übereinst immte. In einer Erklärung der drei 
Westmächte, die Bestandtei l der Pariser Verträge war. 
bestät igten diese den Bonner Anspruch. Sie erk lär ten, 
„ . . . daß sie die Regierung der Bundesrepubl ik Deutsch-
land als die einzige deutsche Regierung betrachten, die 
frei und rechtmäßig gebi ldet und daher berechtigt ist, für 
Deutschland als Vertreter in des deutschen Volkes in 
internat ionalen Angelegenhei ten zu sprechen" . 
3.6.3 Posit ion der UdSSR Die Bedeutung dieser beiden 
Elemente west l icher Deutschlandpol i t ik zeigte sich durch 
die Konfrontat ion mit völ l ig entgegengesetzten Positionen 
von UdSSR und DDR, wie sie anläßl ich des Besuchs 
Adenauers in der UdSSR im September 1955 erfolgte. 
Während Adenauer an die Verantwortung der vier Mäch-
te für die Lösung des Deutschland-Problems erinnerte, 
bezeichneten es seine sowjet ischen Gesprächspartner 
als eine Angelegenhei t , die in erster Linie die Deutschen 
selbst angehe; die Parole „Deutsche an einen T isch" ist 
unüberhörbar. Während Adenauer den Al leinvertretungs-
anspruch der Bundesrepubl ik Deutschland bekräft igte, 
verwiesen seine Gesprächspartner auf die Existenz von 
zwei souveränen deutschen Staaten; der Nachdruck, der 
von der UdSSR auf das Faktum der Zweistaatl ichkeit, 
damit auf die Notwendigkei t einer Anerkennung der DDR 
gelegt wurde, war unverkennbar. Diese Linie hatte sie 
Anfang 1954 e ingeschlagen; sie sol l te beibehal ten werden. 
3.6.4 Hal lsteln-Doktr ln Konsequenz des bundesrepubl ika-
nischen Al le invert retungsanspruchs war die Formul ierung 
der sogenannten „Hal ls te in-Dokt r in" im Dezember 1955. 
Darin erklärte die Bundesregierung, sie werde die Aner-
kennung der DDR durch drit te Staaten, also die Aufnah-
me d ip lomat ischer Beziehungen, als unfreundl ichen Akt 
ansehen und ihrerseits die Beziehungen zu solchen 
Staaten abbrechen. Als Jugoslawien im Zuge seiner Wie-
derannäherung an die UdSSR und die Warschauer-Pakt-
Staaten 1957 die Oder-Neiße-Linie als polnische West-
grenze anerkennt und d ip lomat ische Beziehungen zur 
DDR aufnimmt, bricht die Bundesrepubl ik Deutschland in 
Ausführung dieser Richtl inie die diplomat ischen Bezie-
hungen ab. Ein Vert rag über wirtschaft l iche Zusammen-
arbei t und d ie konsular ischen Beziehungen bleiben davon 
unberührt . 
3.7 Zwischenbi lanz 
An dieser Stel le ist eine Zwischenbi lanz angebracht : um 
den Ausgangspunkt bundesrepubl ikanischer Außenpol i t ik 
im Jahre 1949 nicht aus dem Auge zu verl ieren und um 
das Ergebnis der sei ther igen Entwick lung einzuschätzen. 
Man wi rd diese Zwischenbi lanz mit der Feststel lung be-
ginnen können, daß Mitte der 50er Jahre eine weitere 
Phase deutscher Nachkr iegsentwick lung abgeschlossen 
ist. Die West integrat ion der Bundesrepubl ik Deutschland, 
in dem Entschluß zur Weststaat-Gründung bereits grund-
sätzl ich als Ziel akzept iert , ist in den Jahren 1949—1955 
intensiv vorangetr ieben worden und hat konkrete Resul-
tate gebracht. Die Bundesrepubl ik ist Mi tg l ied in ver-
schiedenen Organisat ionen und Gemeinschaften (Europa-
Rat, Montan-Union, WEU, NATO), hat pol i t ische Gleich-
berecht igung, innere Souveränität, internat ionale Aner-
kennung und die vertragl ich sankt ionierte Unterstützung 
ihrer deutschlandpol i t ischen Linie bekommen. Der wir t-
schaft l iche Wiederaufst ieg, im Gefolge der Westintegrat ion 
erreicht, fäl l t in die gleiche Phase. Bis dahin ist die Bilanz 
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positiv, wenn man als Beurtei lungskr i ter ium von einer Ar t 
bundesrepubl ikanischer Staatsraison ausgeht. Auf der 
Negativseite der Bilanz steht, insbesondere wenn man als 
Kriterium das Selbstverständnis der Bundesrepubl ik 
Deutschland als ein Provisorium nimmt, die unerfül l t 
gebliebene gesamtdeutsche Erwartung einer Wiederver-
einigung durch freie Wahlen, damit die Beseit igung des 
DDR-Regimes und der Anschluß des DDR-Gebietes an die 
Bundesrepubl ik Deutschland. Die Westb indung der Bun-
desrepubl ik Deutschland war zwar als Mittel zur Förde-
rung bzw. Realisierung dieser Zielsetzung interpretiert 
worden (Polit ik der Stärke!). Tatsächlich brachte die West-
integration die Wiedervereinigung keinen Schritt näher, 
sondern t rug zur weiteren Vert iefung des Grabens und 
zur Verfestigung des Status quo der Tei lung bei. 
In dieser Feststel lung ist nicht die Behauptung impl i -
ziert, ein Verzicht auf die West integrat ion hätte die Wie-
dervereinigung nach bundesrepubl ikanischen Vorstel lun-
gen hinsicht l ich der inneren Struktur Gesamtdeutsch-
lands quasi automatisch oder sehr wahrschein l ich ge-
bracht. Auch die Kri t iker Adenauers monieren nur, es 
hätten intensivere Versuche unternommen werden müs-
sen, die Chancen einer Verhandlungslösung mit der 
UdSSR auszuloten. Die Verfechter des Regierungskurses 
halten diesem Moni tum den Hinweis entgegen, es seien 
durchaus genug Versuche gemacht worden, die aller-
dings die Unvereinbarkeit der Standpunkte und die Un-
zumutbarkeit der sowjetischen Posit ion für Bundesrepu-
blik Deutschland und Westmächte gezeigt hätten. Dieser 
Auffassung zufolge bestand in der damal igen polit ischen 
Situation, in Deutschland und im internat ionalen System, 
keine Alternat ive zur Polit ik des West integrat ion. 
Als Schlüsseldokumente für die Kri t ik an Adenauers 
Politik, er habe sich nämlich nicht intensiv um einen 
Verhandlungsversuch bemüht, damit sei mögl icherweise 
eine Chance für eine Wiedervereinigung verpaßt worden, 
können die beiden Reden bezeichnet werden, die von 
Thomas Dehler und Gustav Heinemann in der außenpol i -
t ischen Debatte des Bundestages am 23. 1.1958, gleich-
sam in einer kr i t ischen Rückschau auf die entscheidende 
Phase zu Beginn der 50er Jahre, gehalten wurden 
O [(Fundstelle: Verhandfungen des Deutschen Bundes-
tages, 3. Wahlperlode, Stenografische Berichte, S. 384 ff. 
und S. 401 ff.) für die Regierungskoalition entgegnete 
Hermann Höcherl (S. 408 ff.).] 
Die Existenz von zwei deutschen Staaten, die Ausbi l -
dung und Verfest igung von zwei gegeneinander ger ichte-
ten Blöcken und schließlich die Zugehör igkei t der beiden 
deutschen Staaten zu jewei ls einem dieser Vertragssyste-
me - das war die Szene in Europa im Jahre 1955. 
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Mit dem Abschluß der Pariser Verträge hatte sich die 
Bundesrepubl ik Deutschland der Fort führung des West-
kurses verschrieben. Es ging zunächst um die Realisierung 
des in den Pariser Verträgen Angelegten bzw. konkret 
Vereinbarten. Hieran entzündete sich erneut die partei-
polit ische Kontroverse bzw. fand hier ihre Fortsetzung. 
Zentraler Einwand der sozialdemokrat ischen Opposi -
t ion gegen die Pariser Verträge war der Hinweis auf die 
dadurch bewirkte Beschleunigung und Vert iefung der 
Blockbi ldung mit allen negativen Folgen für Offenheit, 
nach wie vor als wicht ige Voraussetzung er fo lgverspre-
chender Wiedervere in igungspol i t ik angesehen. Um von 
dieser Offenheit v iel le icht doch noch Reste zu retten 
bzw. neu zu schaffen, opponier te die SPD gegen be-
st immte Formen der Real is ierung der Pariser Verträge, 
die sie als so lche zwar beklagte, jedoch als rechtmäßig 
zustande gekommene Verträge respektierte. Ein erster 
Stre i tpunkt war die Frage der al lgemeinen Wehrpf l icht , 
ein zwei ter die atomare Ausrüstung der Bundeswehr. 
Beides, insbesondere letzteres, drohte nach sozia ldemo-
krat ischer Auffassung den Graben zur DDR unnöt ig zu 
vert iefen und die Chancen auf eine Wiedervere in igung 
gewissermaßen auf Null zu reduzieren. Wenn die Bun-
desregierung die atomare Ausrüstung durchführ te, lag 
das in der Konsequenz der Zugehör igkei t zu e inem 
Bündnis mit integr ierter Ver te id igungsorganisat ion; ein 
Partner in der exponier ten Stel lung der Bundesrepubl ik 
konnte kaum umhin, s ich der gemeinsamen Strategie an-
zuschl ießen - so jedenfal ls war die Perzeption der Ent-
scheidungsmögl ichke i ten seitens der Bundesregierung. 
An der Auseinandersetzung um die Atombewaf fnung 
der Bundeswehr lassen s ich die innenpol i t ischen und 
gesel lschaftspol i t ischen Impl ikat ionen außenpol i t ischer 
Entscheidungen deut l ich studieren. Die Perspekt ive nu -
klearer Rüstung bewirkte eine Mobi l is ierung in den ver-
schiedensten Bereichen der Gesel lschaft, wie es sie in 
der Bundesrepubl ik Deutschland bislang noch nicht ge-
geben hat te : 
— Wissenschaft ler appel l ier ten gegen die Err ichtung von 
Atombasen. 
— Die Gewerkschaf ten riefen zu Protestdemonstrat ionen 
auf, erwogen eine Befragung ihrer Mi tg l ieder (Umfragen 
hatten ergeben, daß über 80 Prozent der gesamten Be-
vö lkerung gegen die nukleare Bewaffnung der Bundes-
wehr waren!) und die Durchführung von Streiks, um 
Regierung und Parlament unter Druck zu setzen. 
— Unter maßgebl icher Mi tw i rkung sozia ldemokrat ischer 
Pol i t iker (Ol lenhauer, Schmid), Gewerkschaft ler (DGB-
Vors i tzender Richter), Schri f tstei ler (H. Boll, E. Kästner) 
und Wissenschaft ler wurde im März 1958 die Akt ion 
„Kampf dem A t o m t o d " gegründet , die eine Vielzahl von 
Massenkundgebungen veranstal tete. 
— Sozia ldemokrat isch regierte Bundesländer (Hamburg, 
Bremen, Hessen) beschlossen die Durchführung von Volks-
befragungen, was das Bundesverfassungsgericht auf 
Ant rag der Bundesregierung als ver fassungswidr ig verbot. 
Diese Mobi l is ierung brei ter Kreise der Bevölkerung, 
die planmäßige Durchführung außerpar lamentar ischer 
Akt ionen gegen den vom Bundestag mit Mehrhei t gefaß-
ten Beschluß zur atomaren Bewaffnung der Bundeswehr 
haben die Entwick lung des pol i t ischen Systems auf lan-
ge Sicht stärker beeinflußt, als das die Erfolglosigkei t 
des e igent l ichen Anl iegens dieser Oppos i t ionsbewegung 
vermuten läßt: Die pol i t ische Protestbewegung der 60er 
Jahre konnte an damal ige Erfahrungen programmat ischer 
und organisator ischer Art anknüpfen. O [Vgl. zu diesem 
Komplex die Studie von Hans Karl Rupp: Außerparlamen-
tarische Opposition In der Ära Adenauer. Der Kampf ge-
gen die Atombewaffnung in den fünfziger Jahren, Köln 
1970.] 
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Nun bewirkte eine solche Eskalation des Rüstens 
nicht nur die weitere Vert iefung des Grabens, sondern 
auch eine Eskalation der Furcht bei all jenen, die sich 
noch nicht daran gewöhnt hatten, „mi t der Bombe zu le-
ben " , die von der angebl ich stabi l is ierenden Wirkung e i -
nes auch nuklearen Gle ichgewichts noch keineswegs 
überzeugt waren. Hier lag eine Quel le für diverse Bemü-
hungen und Init iativen zur Rüstungskontrol le und -be-
schränkung. Die Dr ingl ichkei t d iesbezügl icher Anstren-
gungen wurde vielfach sehr viel höher eingestuft als 
deutschlandpol i t ische Bemühungen, deren Erfolglosigkeit 
s ich erwiesen zu haben schienen. So ist es zu erklären, 
daß Abrüstungsvorschläge der UdSSR, die Vereinbarun-
gen auf der Basis des Status quo — also mit zwei deut-
schen Staaten - anstrebten, 1956 für geraume Zeit auf 
Seiten der west l ichen Adressaten ernsthaft erörtert wur-
den. Die Bundesregierung erb l ickte in der isolierten Be-
handlung der Abrüstungsfrage eine Gefahr ihrer 
deutschlandpol i t ischen Posi t ion. Sie erreichte, daß im 
Bündnis wieder die seitherige Sprachregelung galt : Eine 
Entspannung setzt zual lererst eine Lösung der deutschen 
Frage, also die Wiederverein igung nach west l ichen Vor-
stel lungen, voraus; Entspannung durch Abrüstungsverein-
barungen auf der Basis des Status quo ist nicht mögl ich. 
Eine zweite Quelle für Init iativen zur Rüstungskontrol -
le lag in einer Kombinat ion des Furchtmotivs mit der Un-
zufr iedenheit über die fast aussichtslos erscheinende 
Verhärtung der pol i t ischen Verhältnisse in Mit te leuropa. 
Vereinbarungen über Rüstungskontrol le bzw. -beschrän-
kung sol l ten die zusätzl iche Funkt ion einer pol i t ischen 
Entkrampfung und Entspannung haben. In einem solchen 
Kl ima sol l ten dann Verhandlungslösungen des Deutsch-
landproblems versucht werden . Da auch diese Überle-
gungen zunächst vom Status quo ausgingen, wurden sie 
von der Bundesregierung skept isch bzw. ablehnend kom-
ment ier t ; g leiches galt für die Reaktion der Westmächte 
und des NATO-Bündnisses. Man sah offiziellerseits in a l -
len entsprechenden Plänen und Vorstößen mil i tär ische 
und pol i t ische Gefahrenquel len. Mi l i tär isch, wei l die Ver-
teidigungskapazi tät des Westens in Mit te leuropa damit in 
unverantwort l icher Weise e ingeschränkt würde ; pol l t isch, 
wei l das Ausgehen vom Status quo als seine Legit imie-
rung interpret iert und damit seine gewünschte Oberwin-
dung noch mehr erschwert würde. 
3.8.1 Abrüstungspläne Bei den Projekten, die in diesem 
Zusammenhang mit der angegebenen Motivation präsen-
t ier t wurden, handelte es s ich einmal um verschiedene 
Pläne eines Disengagements in (Mittel-)Europa, um die 
Forderung nach Schaffung atomwaffenfreier Zonen in 
Mi t te leuropa (am bekanntesten sind die Vorstöße des 
poln ischen Außenministers Rapacki) sowie Model le eines 
Systems kol lekt iver Sicherhei t in Europa, in dessen Rah-
men dann auch pol i t ische Probleme zu lösen wären. Der 
bekannteste Plan dieser letzten Kategorie ist zweifel los 
der Deutschland-Plan der SPD vom März 1959. Einleitend 
w i rd dar in auf andere Vorstöße Bezug genommen und 
auch der eigene wie folgt begründet : „Al le diese Vorstö-
ße und Pläne haben eines gemeinsam: Sie streben in Er-
kenntnis der die Weltpol i t ik best immenden Realitäten zu -
nächst eine mil i tär ische Entspannung in Europa an, um 
auch die pol i t ischen und wir tschaf t l ichen Probleme Euro-
pas lösen zu können. " Im Gefolge der Err ichtung eines 
solchen Systems kol lekt iver Sicherhei t in Europa - die 
daran betei l igten Staaten würden aus den Mil i täral l ianzen 
austreten - soll te die „pol i t ische und wir tschaft l iche Zu-
sammenführung Deutsch lands" in Stufen vorangetr ieben 
werden. 
O [Der Deutschland-Plan der SPD als Schlüsseldokument 
jener Zeit ist zusammen mit einer Kritik der Regierungs-
koalition abgedruckt im Archiv der Gegenwart 1959, 
S. 7614/16. Als Beispiel für die parlamentarische Auseinan-
dersetzung um diesen Plan kann die Bundestagsdebatte 
vom 5.11.1959 mit den Beiträgen Brentanos und Gutten-
bergs für die Koalition sowie von Erler für die Opposition 
genommen werden (Fundstelle: Verhandlungen des Deut-
schen Bundestages, 3. Wahlperiode, Stenografische Be-
richte, S. 4682 ff.).] 
Keiner der damals vorgelegten Pläne wurde Gegen-
stand offizieller Verhandlungen zwischen Ost und West. 
Der Status quo erschien offenbar den Verantwort l ichen 
sehr viel akzeptabler als i rgendwelche Risiken, die mit 
Bemühungen seiner Veränderung oder Überwindung ver-
bunden wären. So betrachtet, erwecken die Pläne den 
Eindruck, sie seien zum falschen Zei tpunkt vorgelegt 
worden. Da sie alle auf eine Veränderung des Status quo 
ziel ten, bedeuteten sie wohl eine Überforderung der Ver-
antwort l ichen, die sich gerade an die Existenz des Sta-
tus quo zu gewöhnen, die sich einzur ichten und auf den 
Status quo einzustel len begonnen hatten. Eine andere 
schwache Stelle dieser Vorschläge lag in ihrer Beschrän-
kung auf den mil i tär ischen Sektor. Die Herbei führung e i -
nes mil i tär ischen Sonderstatus, der Verzicht auf mi l i tär i -
sche Blockbi ldung wurde gemeinhin als Schlüssel für die 
Lösung pol i t ischer Probleme gesehen. Konkret : Die So-
zialdemokrat ie schien davon auszugehen, daß die UdSSR 
allein an einem mil i tär ischen Sonderstatus der Bundesre-
publ ik bzw. Deutschlands interessiert wäre und dafür un-
ter Umständen der Wiederverein igung durch freie Wah-
len als Schlußstein des Vereinigungsprozesses zust im-
men könnte; an der wir tschaf t l ichen Zugehör igkei t der 
Bundesrepubl ik zur westeuropäischen Gemeinschaft 
nahm die UdSSR indessen auch Anstoß und krit isierte 
die EWG als „kr iegswirtschaft l iche Grundlage der NATO". 
Die Trennung von mil i tärischer, wirtschaft l icher und 
pol i t ischer Integrat ion war insofern mit Bl ick auf die 
UdSSR nicht haltbar, Konzepte, die auf eine solche Tren-
nung aufbauten, waren brüch ig . 
3.9 EWG-Beitritt 
Damit rückt ein letzter Vorgang im Zusammenhang der 
Weichenstel lung West integrat ion der Bundesrepubl ik 
Deutschland in den Bl ick: die Betei l igung der Bundes-
republ ik an den Römischen Vert rägen, mit denen EWG 
und Euratom gegründet wurden. Während Regierungs-
koal i t ion und Opposi t ion über die Real isierung der Pariser 
Verträge noch heft ig str i t ten, während und bevor über die 
oben erwähnten Pläne zur europäischen Sicherheit Aus-
einandersetzungen im Gange waren, einigten sich Re-
gierung und Opposi t ion über den Beitr i t t der Bundes-
republ ik zur EWG. Wenn man sich den Charakter der 
neuen Gemeinschaft ansieht, erkennt man deutl ich, daß 
mit der Entscheidung zur Betei l igung eine weit t ragende 
Weichenstel lung auf dem Weg der West integrat ion vor-
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genommen worden war. Die Charakter is ierung aus dama-
liger Perspektive - und allein darum kann es hier gehen 
— ergibt den folgenden Befund: 
3.9.1 Ziele 
3.9.1.1 Bei der Gemeinschaft ging es nicht um mehr oder 
minder verbindl iche Kooperat ion, die jederzei t einzustel-
len ist, sondern um ein Integrat ionsprojekt, was — im 
Verlauf des Integrat ionsprozesses - ständig zunehmende 
gegenseit ige Abhängigkei t , ja schl ießl ich Unentbehr l ich-
keit bedeutete. Auch hier war im Integrat ionsvorgang das 
Element des Unwiderruf l ichen impl iziert ; während die 
Montan-Union noch auf zunächst 50 Jahre vorgesehen 
war, sollte die EWG unbefr istet sein. 
3.9.1.2 Die Gemeinschaft beschränkte s ich nicht auf das 
Ziel der Schaffung einer Freihandelszone, sondern streb-
te die Err ichtung einer Zol lunion, eines umfassenden ge-
meinsamen Marktes und schl ießl ich einer Wirtschafts-
union an ; autonome nationale Wirtschaftspol i t ik soll te 
durch Gemeinschaftshandeln und Gemeinschaftsent-
scheidungen abgelöst werden. 
3.9.1.3 Die Gemeinschaft war nicht als bloß wirtschaft l icher 
Zweckverband gemeint, sondern als notwendige Etappe 
des auf die Schaffung einer pol i t ischen Gemeinschaft 
zielenden Integrat ionsprozesses. 
3.9.1.4 Die Gemeinschaft war, bei al ler Betonung ihrer 
Offenheit, zunächst ganz eindeut ig auf die sechs Mon-
tan-Union-Staaten zugeschni t ten. 
3.9.1.5 Der Gemeinschaft kam, wie sich aus der Begrün-
dung und Einstufung des Unternehmens seitens der Bun-
desregierung ablesen ließ, eine Funkt ion im Rahmen der 
Blockpol i t ik zu ; sie war als Element der Konsol id ierung 
des Westens gemeint, damit aber letztl ich — mindestens 
implizit — gegen die UdSSR gerichtet. So jedenfal ls lau-
tete auch die kr i t ische und ablehnende Interpretat ion der 
UdSSR. 
3.9.2 Konsequenzen Die Folgen der Mitgl iedschaft in e i -
ner solchen Gemeinschaft l iegen auf der Hand. Eine 
Zol lunion, die zur Wirtschaftsunion ausgebaut werden 
sol l , beeinflußt die innere Struktur eines Landes nachhal-
t ig . Die Ausr ichtung auf die Gemeinschaft , die Anwen-
dung von Gemeinschaftsregeln, der Anpassungsprozeß 
durch Harmonisierung verschiedenster Bereiche und Be-
st immungen bindet ein Mitgl ied in kaum revidierbarem 
Ausmaß an die neue Gemeinschaft, die — wie schon er-
wähnt — konsequenterweise unbefr istet war. Für die Bun-
desrepubl ik als staatl iche Einheit — nach dem Kriter ium 
ihrer Staatsräson geurtei l t - versprach die EWG-Mit-
gl iedschaft Vortei le mannigfacher Art . Für das Ziel der 
Wiedervereinigung zeichneten sich die g le ichen negat i-
ven Wirkungen ab wie schon bei der Entscheidung für 
die Weststaatgründung: die beiden Deutschland würden 
sich sowohl hinsichtlich ihrer inneren Struktur als auch 
ihrer Bindung an ihren jewei l igen Block immer weiter 
auseinanderentwickeln. Von Offenheit zum Vollzug der 
Wiedervereinigung könnte keine Rede mehr sein. 
Wenn man sich der Aussage des sozia ldemokrat i -
schen Wirtschaftsexperten Deist anschließt, der bei der 
Debatte über den EWG-Beitr i t t im Bundestag erklärt hat-
te : „Mi t der Err ichtung der EWG wi rd eine Entwicklung 
eingeleitet, die man gewissermaßen als ein Stück euro-
päischer Verfassungsgeschichte bezeichnen kann" , dann 
war das Ja der Bundesrepubl ik zur EWG von ebensol -
cher Tragwei te wie die seinerzeit ige Schaffung der Bun-
desrepubl ik oder der Abschluß der Pariser Ver t räge; 
dann hatte die Bundesrepubl ik ihre Posit ion wohl end -
gült ig bezogen: der Provisor iums-Vorbehalt war damit -
jedenfal ls fakt isch — endgül t ig aufgegeben. 
O [Als Schlüsseldokument, das gerade die deutschland-
politischen Implikationen und Konsequenzen der Entschei-
dung zugunsten der Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland an der weiteren wirtschaftlichen Integration 
qua EWG und Euratom deutlich artikuliert, können die 
Beiträge des BHE-Abgeordneten Stegner während der 1. 
und 2. Lesung des Gesetzes über den EWG-Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland am 21. 3. und 5. 7. 1957 
herangezogen werden (Fundstelle: Verhandlungen des 
Deutschen Bundestages, 2. Wahlperiode, Stenografische 
Berichte, S. 11367/68 und S. 13328).] 
3.9.3 Konsens über die Westbindung Hatte die sozia lde-
mokrat ische Opposi t ion mit ihrem Ja zur EWG-Mitg l ied-
schaft 1957 einem wesent l ichen Aspekt bundesrepubl ika-
nischer Westb indung zugest immt, so akzeptierte sie drei 
Jahre später auch die mi l i tär ische Zugehör igkei t der 
Bundesrepubl ik Deutschland zur west l ichen Al l ianz. Mit 
der berühmten Rede Herbert Wehners am 30. Juni 1960 
in der außenpol i t ischen Debatte des Bundestages war der 
außenpol i t ische Streit um die Weichenstel lung beendet. 
O [Fundstelle: Verhandlungen des Deutschen Bundes-
tages, 3. Wahlperlode. Stenografische Berichte, S. 7052 ff.] 
Die umfassende Westb indung der Bundesrepubl ik 
wurde als Ausgangspunkt jeder wei teren Außenpol i t ik 
der Bundesrepubl ik Deutschland akzeptiert, damit auch 
jeder Wiederverein igungspol i t ik . Da die DDR ihrerseits 
fest in das sozial ist ische System integriert war, mußte 
Deutschlandpol i t ik in den Rahmen breiter angelegter Ost-
pol i t ik gestel l t we rden ; eine Or ient ierung, die in der 
Phase der 50er Jahre für die Bundesrepubl ik Deutsch-
land gewissermaßen gar nicht exist iert hatte. Die 
Bejahung außenpol i t ischer Gemeinsamkeit , wie sie von 
Wehner 1960 art ikul iert wurde, spiegelt zweifel los das w i -
der, was als deutschlandpol i t ische Resignation der SPD 
bezeichnet wurde : mit der off iziel len Absage an ihren e i -
genen Deutschland-Plan gestand sie die Erfolg losigkei t 
al ler Bemühungen ein, in der damal igen pol i t ischen Kon-
stel lat ion d ie Zweistaat l ichkei t in Deutschland zu über-
w inden. Mit dem Jahr 1960 geht insofern eine wei tere 
Etappe der Nachkr iegsentwick lung zu Ende. 
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4. Weichenstel lung 3: 
Die Öffnung der Bundesrepubl ik Deutschland nach Osten 
Zugle ich kann das Jahr 1960 als Beginn einer neuen 
Phase wel tpo l i t ischer Entwick lung betrachtet werden. Um 
eine grobe Et ikett ierung zu verwenden: Die Zeit davor 
geht als Periode des kalten Kr ieges in die Geschichte ein, 
sie w i rd abgelöst von einer Periode sogenannter Entspan-
nung zwischen den beiden Blöcken. Entspannung bedeu-
tet zunächst ganz einfach eine Polit ik, die von der Existenz 
eines Status quo ausgeht und sich um die Ausgestal tung 
der Beziehungen mit dem nun einmal vorhandenen Nach-
barn auf dieser Grundlage bemüht. Eine Veränderung des 
Status quo w i rd zwar nicht generel l ausgeschlossen — sie 
erscheint beiden Seiten nach w ie vor, wenn auch mit un-
terschiedl ichem Inhalt, erstrebenswert —, sie ist aber nicht 
mehr Nahziel und w i rd nicht länger mit der Aggressiv i tät 
der 50er Jahre gefordert . Ausgesta l tung der Beziehungen 
auf der Basis des Status quo setzt Öffnungen voraus; in 
d iesem sehr a l lgemeinen Sinn ist im Begriff Entspannung 
„Ostpo l i t i k " impl iz iert . 
O [ 1 . Dokumente 
MEISSNER, B. (Hrsg.): Die deutsche Ostpolitik 1961-1970. 
Kontinuität und Wandel, Köln: Verlag Wissenschaft und 
I Politik 1970. 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
(Hrsg.): 
a) Die Europäische Gemeinschaft. Von der Haager Gip-
felkonferenz bis zum Europa der Zehn. 
b) Die Berlin-Regelung. Das Viermächte-Abkommen über 
Berlin und die ergänzenden Vereinbarungen. 
c) Die Verträge der Bundesrepublik Deutschland mit der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und mit der 
Volksrepublik Polen. 
2. Darstel lungen 
ALBERTZ, H., GOLDSCHMIDT, D.: Konsequenzen oder 
Thesen, Analysen, Dokumente zur Deutschlandpolitik, 
Hamburg: Rowohlt Verlag 1969 (= rororo aktuell Nr. 
1280/8). 
BENDER, P.: Offensive Entspannung. Möglichkeiten für 
Deutschtand, Köln/Berlin: Kiepenheuer und Witsch 1965. 
BENDER, P.: Die Ostpolitik Willy Brandts oder Die Kunst 
des Selbstverständlichen, Hamburg: Rowohlt Verlag 1972 
(= rororo aktuell Nr. 1548). 
BIRRENBACH, K. (u. a.): Außenpolitik nach der Wahl des 
6. Bundestages, Opladen: Leske Verlag 1969. 
BRAUNMOHL, C. v.: Kalter Krieg und friedliche Koexi-
stenz. Die Außenpolitik der SPD in der Großen Koalition, 
Frankfurt/M.: Suhrkamp Verlag 1973 (= edition suhrkamp 
Nr. 625). 
RASCH, H.: Politik mit dem Osten. Von der Abschrek-
kung zum Frieden, Frankfurt/M.: Fischer Verlag 1970 
(= Fischer Taschenbuch Nr. 1165). 
SCHÜTZ, W. W.: Deutschland-Memorandum. Eine Denk-
schrift und ihre Folgen, Frankfurt/M.: Fischer Verlag 1968 
(= Fischer Taschenbuch Nr. 903). 
SOMMER, T. (Hrsg.): Denken an Deutschland. Zum Pro-
blem der Wiedervereinigung — Ansichten und Einsichten, 
Hamburg: Wegner Vertag 1966.] 
4.1 Entwick lung des Internat ionalen Systems 
Eine Behandlung bundesrepubl ikanischer Öffnung nach 
Osten erfordert die Erörterung wicht iger Entwicklungs-
tendenzen im internationalen System, der spezif ischen 
Motive und Interessen der Bundesrepubl ik Deutschland 
für diese Öffnung, der in diesem Zusammenhang ange-
wandten Mittel und eingeschlagenen Schritte, des Bezugs 
zur Westbindung der Bundesrepubl ik Deutschland und 
schließlich der parteipoli t ischen Auseinandersetzung, die 
es auch um diese Weichenstel lung, analog den Vorgängen 
in den 50er Jahren, gab. 
4.1.1 Nukleare Parität Das internationale System zu Be-
ginn der 60er Jahre war gekennzeichnet durch die nu-
kleare Parität zwischen USA und UdSSR. Die sowjet i -
schen Erfolge auf dem Gebiet der Raketentechnik - da -
mit der Trägerwaffen - hatten die ursprüngl iche ameri-
kanische Überlegenheit abgelöst. Die Folge dieser Parität 
war ein terr i tor ialer, machtpol i t ischer Status quo in Euro-
pa : Ohne Konsens waren keinerlei Änderungen zu La-
sten des jewei ls anderen mögl ich, da das mil i tärische 
Potential zur Unterstützung offensiver pol i t ischer Ziele 
nicht mehr g laubwürdig ins Spiel gebracht werden konn-
te. Zwei weltpol i t ische Krisen demonstr ierten die Status-
quo-fördernde Wirkung der nuklearen Parität. 
4.1.1.1 Berl in-Krise Bei der Berl in-Krise des Jahres 1961 
beschränkten s ich die Westmächte auf die Formulierung 
von drei „essent ia ls" , in deren Gefährdung sie einen A n -
griff auf die bestehende Situation sehen und auf die sie 
reagieren würden : Anwesenheit der Westmächte in Ber-
l in, Freiheit der West-Berl iner Bevölkerung und Lebensfä-
higkeit der Stadt, freier Zugang von und nach Berl in. Da 
der Mauerbau letztl ich nur eine Absicherung des 
DDR-Terr i tor iums bedeutete - klammert man die 
menschl ichen Härten einmal aus —, die essentials nicht 
antastete, bl ieb das Vorgehen der DDR (und der UdSSR) 
ungeahndet. Die in der Bundesrepubl ik tei lweise geäu-
ßerte Krit ik an dem Gewährenlassen Ost-Berl ins verkann-
te die Logik des nuklearen Gle ichgewichts: solange 
Maßnahmen das Kräftegleichgewicht nicht tangierten, d. h. 
auf den eigenen Machtbereich beschränkt b l ieben, wa-
ren Sankt ionen der anderen Seite ausgeschlossen. 
4.1.1.2 Kuba-Krise In der Kuba-Krise des Jahres 1962 
manifestierte sich diese Logik erneut. Die UdSSR hatte 
versucht, durch die Instal l ierung von Mittelstrecken-Rake-
ten auf Kuba, sozusagen vor der Haustür der USA, das 
Kräfteverhältnis einseit ig zu Lasten der USA zu verschie-
ben. Die amerikanische Antwort — Verhängung einer 
Blockade um Kuba - stellte die UdSSR vor die Wahl, 
das bestehende Gleichgewicht zu respektieren und den 
Raketenfrachtern den Befehl zur Umkehr zu geben oder 
die Blockade zu durchbrechen, was nur um den Preis e i -
ner Eskalation auf die Ebene eines Raketenkrieges mög-
lich gewesen wäre. Die Umkehr der Raketen-Frachter 
zeigte, daß auch die UdSSR die Logik des nuklearen 
Gleichgewichts zu befolgen bereit war. 
4.1.2 Entspannung Beide Krisen waren insofern Lernpro-
zesse für die unmit te lbar Betei l igten und die übrige 
Welt. Im Verhal ten der Betei l igten zeigte sich die Sub-
stanz dessen, was „En tspannung" ausmachte: keines-
wegs die Abwesenhei t von Gegensätzen, unterschiedl i -
chen Interessen, woh l aber die Bereitschaft, s ich auf der 
Basis des Status quo um einvernehmliche Lösungen zu 
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bemühen. Unter diese Rubr ik fal len das Atomversuchs-
stopp-Abkommen (1963), der Atomsperrver t rag (1969) und 
der erste Vertrag über die Begrenzung strategischer Waf-
fen SALT (1972). Al l diese Abkommen verändern das 
Gleichgewicht nicht, sondern versuchen es zu regul ieren, 
u. U. bi l l iger und für beide Seiten kalkul ierbar zu ma-
chen. 
4.2 Auswirkungen auf die deutsche Frage 
Diese generel le Bereitschaft, e invernehml iche Regelun-
gen zu erzielen, bedeutete bereits eine Öffnung, die sich 
konsequenterweise nicht auf die Hegemonia lmächte der 
beiden Blocksysteme beschränkte, sondern auch die an-
deren Blockmitg l ieder in ihren Sog zog. Für die Bundes-
republ ik hatte diese Entspannungs- = Verhandlungs-
Phase eine ganz spezif ische Konsequenz: Die deutsche 
Frage bekam einen anderen Stel lenwert als in den 50er 
Jahren. Damals galt die Lösung bzw. ein Fortschrit t in 
der deutschen Frage als unabdingbare Voraussetzung je -
der Entspannung; jetzt wurde bei Vereinbarungen die 
deutsche Frage ausgeklammert , d. h. man g ing vom Sta-
tus quo der Existenz zweier deutscher Staaten aus und 
man deklar ierte solche Entspannungsmaßnahmen als 
günstige Voraussetzungen für jedes Wei terkommen in 
der deutschen Frage. Für die Bundesrepubik war es 
nicht ganz einfach, s ich auf diese neue Situat ion e inzu-
stel len, mußte sie doch fürchten, daß sich alle Welt an 
die Zweistaatl ichkeit gewöhnen und angesichts anderer 
Abkommen - die durch Entkoppelung von der deutschen 
Frage möglich wurden — nicht mehr um ihre Lösung be-
mühen würde. Al lerd ings bl ieb der Bundesrepubl ik 
schließlich nichts anderes übr ig, als sich an der Ent-
spannungspol i t ik, d. h. an der Öffnung nach Osten, zu 
betei l igen. Es galt für sie, diesen Kurs mit ihrem nach 
wie vor gül t igen und ständig proklamierten Ziel der Wie-
dervereinigung in Einklang zu br ingen, was später zu 
schi ldern sein w i rd . 
4.3 Auf lockerung der Blöcke 
Ein zweites Merkmal des internat ionalen Systems jener 
Jahre waren Auf lockerungstendenzen in beiden Blocksy-
stemen. 
4.3.1 Ostblock Im Ostb lock waren sie einmal eine Folge 
der Entstal inisierung, die sich in einer Reduzierung des 
sowjet ischen Herrschaf tsanspruchs gegenüber Osteuropa 
bemerkbar machte, diesen Staaten also vergrößerten 
Spielraum — auch nach außen — bot. Der heraufziehende 
Gegensatz zwischen Moskau und Peking begünst igte 
diese zeitweise Lockerung ebenso wie eine Art Renais-
sance nationalen Denkens, was insbesondere am Bei -
spiel Rumänien deut l ich wurde. Schl ießl ich wirk ten auch 
die Reform-Diskussionen und -Aktivi täten im ökonomi -
schen Bereich in die g le iche Richtung. Für die Bundes-
republ ik bedeutete diese Auf lockerung die Mögl ichkei t 
des Zugangs in einen Raum, der bisher nahezu aus-
schl ießl ich nur über die UdSSR mögl ich war, förderte a l -
so die Bereitschaft zur Öf fnung. Das um so mehr, als 
man sich von einer Verbesserung, ja Normal is ierung der 
Beziehungen zu einzelnen osteuropäischen Staaten pos i -
tive Wikungen auf die Hal tung der DDR in den inner-
deutschen Beziehungen erhoff te. 
4.3.2 Westb lock Auf lockerungstendenzen machten auch 
vor dem Westblock nicht halt. Insbesondere de Gaul les 
Polit ik, basierend auf seinen Vorstel lungen nat ionaler 
Souveränität und seiner Vision eines „europäischen Eu-
ropa" , ist in diesem Zusammenhang zu nennen. Seine 
aktive Osteuropa-Pol i t ik hat zweifel los auf die anderen 
EWG-Staaten als Ansporn gewirkt , und sei es nur unter 
der Über legung, sich - sa lopp ausgedrückt - von Frank-
reich in d iesem Bereich nicht abhängen zu lassen. Das 
mußte um so mehr auch für die Bundesrepubl ik gel ten, 
als Frankreich aus seiner Zust immung zur Oder-Neiße-Li-
nie als poln ischer Westgrenze nie ein Hehl gemacht hat-
te ; hier sah sich die Bundesrepubl ik Deutschland in 
Zugzwang gesetzt. 
4.3.3 NATO-Krise Zu den Auf lockerungstendenzen im 
west l ichen Bündnis wi rd man weiterhin die Struktur- und 
Vertrauens-Kr ise innerhalb der NATO zählen müssen. Die 
nukleare Parität zwischen USA und UdSSR warf die Fra-
ge nach der Glaubwürdigkei t der amerikanischen Garan-
t ie für Westeuropa auf. Projekte einer mult i lateralen 
Atomstre i tmacht (MLF) unter Betei l igung der USA, aber 
auch mit maßgebl icher Mi twi rkung der Bundesrepubl ik 
Deutschland — sozusagen als europäischer Hauptakt ionär 
des Unternehmens —, sol l ten die Probleme lösen helfen, 
kamen indessen nie zustande. Wenn aber lang- ggf. auch 
schon mittel fr ist ig die europäische Sicherheit ein offenes 
Problem zu werden schien, insbesondere mit Blick auf das 
amerikanische Engagement in Europa, mußte sich auch 
die Bundesrepubl ik beizeiten an den Versuchen betei l i -
gen, für Europa eine zukunftweisende Ordnung auszuar-
beiten und vertragl ich abzusichern, die Sicherheit, innere 
Stabil i tät und wirtschaft l iche Prosperität garantiert . 
4.4 Westpol i t ik der Bundesrepubl ik Deutschland 
All diese Bedingungen förder ten zwar die Bereitschaft 
der Bundesrepubl ik zu einer Öffnung nach Osten, bedeu-
teten aber in keiner Weise einen Kurswechsel gegenüber 
der Zeit der 50er Jahre. Auch in den 60er Jahren g ing es 
vorzugsweise um Westpol i t ik : Die EWG wurde unter maß-
gebl icher Betei l igung der Bundesrepubl ik Deutschland 
zur Zol lunion ausgebaut, der gemeinsame Agrarmarkt 
wurde geschaffen, die Weichen für den Ausbau zur Wir t -
schafts- und Währungsunion sowie zur Polit ischen Union 
gestell t . Mit dem deutsch-französischen Freundschafts-
und Konsultat ionsvertrag vom Januar 1963 werden Vor-
zugsbeziehungen zwischen diesen beiden Staaten ge-
schaffen, an denen auch substant iel le Meinungsverschie-
denheiten nichts ändern. 
4.5 Ostpol i t ik der Bundesrepubl ik Deutschland 
Ostpol i t ik war insofern nur die sozusagen notwendige, ja 
überfäl l ige Ergänzung des außenpol i t ischen Akt ionsbe-
reichs eines Staates, der fakt isch zu einem Definit ivum 
geworden war und daher seine eigenen Interessen be-
wußter als v ie l le icht vorher def in ieren mußte. 
4.5.1 Ziele Die Motive und Interessen der Bundesrepubl ik 
Deutschland für die Öffnung nach Osten lassen sich in 
al ler Kürze wie folgt zusammenste l len: 
4.5.1.1 Die Einsicht in den auf absehbare Zeit unabänder-
baren Status quo in Europa, d. h. das nun einmal beste-
4.5 
4.6 
Außenpol i t ik 
Ostpol i t ik der Bundesrepubl ik Deutschland 
DDR-Polit ik der UdSSR 
Außenpol i t ik 
4.6 DDR-Poli t ik der UdSSR 
4.7 Normal is ierungspol i t ik 
hende Nebeneinander von zwei Blöcken einschl ießl ich 
zweier deutscher Staaten, auch wenn die Bundesrepubl ik 
Deutschland zunächst nicht berei t war, die DDR anzuer-
kennen. Diese erste Einsicht mündete in die wei tere, daß 
es einen Zwang zur Gestal tung dieses Nebeneinanders 
gibt. 
4.5.1.2 Für die Öffnung nach Osten spielte gewiß auch 
ein moral ischer Impuls eine Rol le: die Überzeugung von 
der Notwendigkei t einer „Ve rsöhnung" auch mit den ost-
europäischen Nat ionen, deren Verhältnis zum deutschen 
Volk durch die Geschehnisse des Zwei ten Weltkr iegs 
schwer belastet war. 
4.5.1.3 Auch wer nicht von einem Monopol wi r tschaf t l i -
cher Macht ausgeht und nicht die These imperial ist i -
scher Polit ik der Bundesrepubl ik Deutschland vertr i t t , 
wi rd ökonomischen Interessen der Bundesrepubl ik 
Deutschland an einer Öffnung nach Osten einen ge-
wicht igen Stel lenwert zuerkennen müssen. 
4.5.1.4 Ein wei teres Element bundesrepubl ikanischer Ost-
pol i t ik war s icher die Erwartung, daß mehr Kontakte — 
als Folge der Öffnung — Liberal is ierungstendenzen in 
Osteuropa fördern würden, von denen man s ich, im S in-
ne der Konvergenz-Theorie, eine Abschwächung der Ge-
gensätze und eine Annäherung der gesel lschaftspol i t i -
schen Systeme erwartete. 
4.5.1.5 Von einer Normal is ierung der Beziehungen zu ost-
europäischen Staaten erhoffte man sich ferner eine Iso-
l ierung der DDR und von hier aus verstärkten Druck auf 
die DDR, gegenüber der Bundesrepubl ik Deutschland e in-
zulenken und mindestens die unmit te lbaren menschl ichen 
Konsequenzen der Spal tung zu mi ldern. 
4.6 DDR-Polit ik der UdSSR 
An dieser Stel le kann bereits darauf verwiesen werden, 
daß sich diese Erwartung als verfehlt, ja als naiv erwies. 
Für die UdSSR gab es - gerade in der Phase der Ent-
spannungspol i t ik , die sich doch per def in i t ionem zum 
Status quo bekannte - keinerlei Veranlassung, ihr altes 
deutschlandpol i t isches Ziel e iner Aufwertung und Aner-
kennung der DDR als zweiter deutscher Staat fa l lenzu-
lassen; die Bedingungen zu seiner Realisierung waren 
günst ig wie nie zuvor. Spätestens der „Ver t rag über 
Freundschaft, gegensei t igen Beistand und Zusammenar-
beit zwischen der DDR und der UdSSR" vom 12. Juni 
1964 wischte alle bundesrepubl ikanischen Spekulat ionen 
vom Tisch. Der Vertrag unterstr ich, „daß der erste Arbe i -
ter-und-Bauern-Staat in der Geschichte Deutschlands — 
die DDR, die die Grundsätze des Potsdamer Abkommens 
verwirk l icht hat - den Weg des Friedens geht und ein 
wicht iger Faktor zur Gewähr le istung der Sicherhei t in 
Europa und zur Abwendung der Kr iegsgefahr ist" . Beide 
bekräft igten ihre Entschlossenheit, „d ie terr i tor iale Inte-
gri tät und Souveränität beider Staaten gegen jeden A n -
griff zu ver te id igen" . Dieser Vertrag zwang zu einer Neu-
formul ierung deutschlandpol i t ischen Interesses: 
4.6.1 Auswirkungen auf die Bundesrepubl ik Deutschland 
Es konnte nicht mehr um die Isol ierung der DDR als Fol-
ge der Normal is ierung der Beziehungen zu Osteuropa 
gehen. Die Bundesrepubl ik Deutschland mußte v ie lmehr 
ihre Bereitschaft zur Öffnung auch auf die DDR aus-
dehnen: Kontakte mit der DDR wurden als notwendig 
angesehen, um verlorengegangene Gemeinsamkeiten 
wiederherzustel len bzw. dort, wo noch vorhanden, zu er-
hal ten. Nur dann, so glaubte man ganz r icht ig, könnte 
verhindert werden, daß die Forderung nach Wiederverei-
n igung zu einer immer hohler kl ingenden Formel verküm-
mert und in al ler Welt, aber auch in Deutschland selbst, 
an Glaubwürdigkei t verl iert. 
4.7 Normalisierungspoli t ik 
der Bundesrepubl ik Deutschland 
Einen ersten off iziel len Anstoß für bundesrepubl ikanische 
Ostpol i t ik stel l t der sog. „Jaksch-Ber icht " vom Juni 1961 
dar, der im Auswärt igen Ausschuß des Bundestages e in-
mütig gebi l l igt wurde. Auf der Grundlage dieses Berichts 
wurde ein interfrakt ionel ler Antrag an die Bundesregie-
rung eingebracht , in dem es hieß: „Die Bundesregierung 
wi rd aufgefordert , gemeinsam mit ihren Verbündeten eine 
Ostpol i t ik zu führen, deren Ziel die Wiederherstel lung e i -
nes freien Gesamtdeutschlands ist, das auch mit der So-
wjetunion und allen osteuropäischen Staaten fr iedl iche 
und gedeih l iche Beziehungen unterhält . Zu diesem Ziel 
sol l die Bundesregierung jede sich bietende Mögl ichkeit 
ergrei fen, um ohne Preisgabe lebenswicht iger deutscher 
Interessen zu einer Normal is ierung der Beziehungen zwi-
schen der Bundesrepubl ik und den osteuropäischen 
Staaten zu gelangen, den wei teren Ausbau der bestehen-
den Beziehungen zu diesen Staaten auf wir tschaft l ichem, 
humani tärem, geist igem und kul turel lem Gebiet anstre-
ben . . . " O [Der Jaksch-Bericht ist abgedruckt in der vom 
Auswärtigen Amt herausgegebenen Veröffentlichung „Die 
Auswärtige Politik der BRD", Köln 1972, S. 444-48. ] 
4.7.1 Handelsabkommen Dieser Auftrag des 3. Deut-
schen Bundestages wurde in der 4. Legislaturperiode 
von der Regierung (Außenminister Schröder) konkret in 
Angri f f genommen. Ein erstes wicht iges Mittel der Kon-
taktaufnahme bzw. -Intensivierung waren wir tschaft l iche 
Beziehungen: es wurden eine Reihe von Handelsabkom-
men abgeschlossen, die in beidersei t igem Interesse la-
gen. Während seitens der Bundesrepubl ik Deutschland 
das poli t ische Interesse dominierte, stand bei den ost-
europäischen Staaten wirtschaft l iches Kalkül obenan. 
4.7.2 Reaktion der UdSSR Daß verbesserte und intensi-
vierte Handelsbeziehungen nicht automat isch zu einer 
Normal is ierung der pol i t ischen Beziehungen führten, 
machte die Hal tung der UdSSR gegenüber der Bundesre-
publ ik deut l ich. Wenn Bonn sich weigere, die Realitäten 
in Europa vorbehal t los anzuerkennen — also die Existenz 
der DDR als zwei tem deutschen Staat, die Gült igkeit be-
stehender Grenzen, schl ießl ich die Quali tät West-Berl ins 
als e igenständiger pol i t ischer Einheit —, betreibe es eine 
revanchist ische und aggressive Polit ik, die den Frieden 
und die Sicherhei t Europas bedrohe. Mit diesen Vorwür-
fen waren zugle ich die sowjet ischen Ziele für eine künft i-
ge europäische Ordnung abgesteckt. Sie kol l idierten 
ganz eindeut ig mit der von der Bundesrepubl ik vertrete-
nen Posit ionen. 
Die Verbündeten der Bundesrepubl ik Deutschland wie-
sen diese Vorwürfe, ebenso wie die Bundesrepubl ik 
Deutschland selbst, nachdrückl ich zurück; dennoch 
zeichnete sich ab, daß die Nichtanerkennung der DDR 
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auf die Dauer nicht in ihrem Interesse l iegen würde und 
daher auch von der Bundesrepubl ik Deutschland nicht ad 
infinitum durchgehalten werden könnte. Das Interesse an 
Vereinbarungen über den Eisernen Vorhang hinweg nahm 
auch im Westen zu, die UdSSR hatte aber deutl ich de-
monstriert, daß solche Vereinbarungen nur unter Einbezie-
hung der DDR möglich sein würden. Die Bundesrepubl ik 
mußte auf den Vorwurf des europäischen Störenfr ieds 
reagieren. Hatte sie den Grundsatz, daß ohne eine Lö-
sung der deutschen Frage keine Entspannung mögl ich 
sei, bereits fal lenlassen müssen, sah sie sich durch die 
sowjetischen Vorwürfe erneut in Zugzwang gesetzt. In 
der sog. Friedensnote vom März 1966, die von allen Par-
teien des Bundestages getragen wurde, gab sie eine 
Goodwil l -Erklärung des Inhalts ab, auf das Mittel der Ge-
walt zur Durchsetzung pol i t ischer Ziele zu verzichten. 
O [Die Friedensnote ist abgedruckt in: Die Auswärtige Po-
litik der Bundesrepublik Deutschland (1.4), S. 559 
bis 563.] 
Die Ablehnung dieser Erklärung seitens der UdSSR 
war ein Indiz für den sehr viel enger gewordenen Spie l -
raum bundesrepubi ikanischer Ostpol i t ik. Die UdSSR 
machte deut l ich, daß es ihr nicht um den Verzicht auf 
die Anwendung best immter Instrumente zur Erreichung 
von Zielen der Bundesrepubl ik Deutschland gehe, son-
dern um den Verzicht auf diese Ziele selbst. In der Auf-
rechterhaltung solcher Ziele sah sie bereits Aggressivi tät 
und Friedensgefährdung in Europa. 
4.8 Diplomatische Beziehungen 
zu Rumänien und Jugoslawien 
Zu Beginn des Jahres 1967 wurden zwischen der Bundes-
republik Deutschland und Rumänien diplomat ische Bezie-
hungen aufgenommen; die Regierung der Großen Koal i -
t ion konnte das zum Abschluß br ingen, was in den Jahren 
vorher schrittweise vorberei tet worden war. Das Entschei-
dende an dem Vorgang war — das erwies die Reaktion 
bei den anderen Warschauer-Pakt-Staaten —, daß die 
Vereinbarung trotz bestehender Meinungsverschiedenhei-
ten in Grundfragen zustande kam. Beide Seiten bekräf-
tigten in einseit igen Erklärungen ihre unterschiedl ichen 
Standpunkte: Rumänien verwies auf die europäischen 
Realitäten im Sinne der UdSSR, die Bundesrepubl ik 
Deutschland unterstrich ihren Rechtsstandpunkt; beide 
betonten jedoch auch, daß Meinungsverschiedenheiten 
die Aufnahme off iziel ler Beziehungen und die Einlei tung 
eines Normal is ierungsprozesses nicht verh indern müßten. 
Diese Vereinbarung mit Rumänien war ein beacht l i -
cher Erfolg der Bundesrepubl ik Deutschland: Sie war 
zustande gekommen, ohne daß die Bundesrepubl ik 
Deutschland vorab, wie es UdSSR und insbesondere 
DDR postul iert hatten, den Katalog der Bedingungen für 
eine Normalisierung (Anerkennung der Europäischen Re-
alitäten - DDR und Grenzen - , West-Berl in eine selb-
ständige pol i t ische Einheit, zusätzl ich der definit ive Ver-
zicht der Bundesrepubl ik Deutschland auf jede [Mit-] 
Verfügungsgewalt über Nuklearwaffen) erfül l t hatte. Ru-
mänien wurde für dieses Zugeständnis an die Bundes-
republik Deutschland von der DDR scharf krit isiert. Um 
ähnliche „Pannen" zu verhindern, schloß die DDR mit 
den anderen Warschauer-Pakt-Staaten ei lends Verträge 
ab, in denen sich diese auf eine Art „U lb r i ch t -Dok t r in " — 
Voraussetzung einer Normal is ierung mit der Bundesrepu-
bl ik Deutschland ist deren Anerkennung des Katalogs — 
fest legten. Damit waren wei tere Vereinbarungen der 
Bundesrepubl ik Deutschland mit osteuropäischen Staaten 
zunächst ausgeschlossen, da die Bundesrepubl ik Deutsch-
land nicht bereit war, d ie geforder ten Bedingungen zu 
erfül len. 
4.8.1 Das Problem der Hal lstein-Doktr in Die Aufnahme 
diplomat ischer Beziehungen zu Rumänien - und die im 
gle ichen Jahr fo lgende Wiederaufnahme zu Jugoslawien 
- war noch aus einem anderen Grunde bemerkenswert . 
Eine str ikte Anwendung der Hai lstein-Doktr in hätte bei -
des verhindert . Im Falle Rumäniens half s ich Bonn mit 
der sog. „Gebur ts feh ler -Theor ie" : Als sozial ist isches 
Land habe Rumänien off iziel le Beziehungen zur DDR 
gleichsam in die Wiege gelegt bekommen; für solche 
Geburtsfehler könne aber n iemand verantwort l ich ge-
macht werden. Im Falle Jugoslawiens half diese Theor ie 
nicht, die weitere Gül t igkei t der Hal lstein-Doktr in zu be-
haupten, hatte man doch die Beziehungen 1957 in Aus-
führung der Doktr in abgebrochen. Hier wurde deut l ich, 
daß die Hal lstein-Doktr in nur instrumentalen Charakter 
hatte: sie sol l te die Anerkennung der Zweistaat l ichkei t 
verh indern. Als Instrument ver lor sie in dem Moment je -
den Sinn, wo ihre Anwendung die Al le invertretung der 
DDR zur Folge haben mußte. Dieser eher pragmat ische 
Standpunkt wurde denn auch in der Folgezeit konse-
quent ver t re ten; seit Abschluß des Grundvertrags zw i -
schen Bundesrepubl ik Deutschland und DDR vom Dezem-
ber 1972 wurde die Hal lstein-Doktr in gewissermaßen 
offiziell außer Kraft gesetzt, nachdem sie bereits eine 
Zei t lang vorher obsolet geworden war. 
4.8.2 Reaktion des Warschauer Paktes Die Reaktion der 
Partner Rumäniens im Warschauer Pakt bekräft igte die 
sowjet ische Reaktion auf die Bonner Friedensnote vom 
März 1966: Es ging nicht um den Verzicht auf best immte 
Instrumente, sondern um den Verzicht auf die Ziele 
selbst. Das die Fr iedensnote konkret is ierende wei terge-
hende Angebot der Bundesregierung der Großen Koal i t i -
on, mit al len Staaten Gewaltverzichtverträge abzuschl ie-
ßen, mußte daher den g le ichen Einwänden begegnen. 
Die Warschauer-Pakt-Staaten waren nicht bereit, voraus-
setzungslos über den Abschluß solcher Verträge zu ver-
handeln. Eine zusätzl iche Verhärtung ihrer Haltung ge-
genüber der Bundesrepubl ik Deutschland erfoi'gte im Zu -
sammenhang mit den Vorgängen in der CSSR 1968. Die 
Bundesrepubl ik Deutschland wurde bezichtigt, durch of-
fene Einmischung die revisionist ische antisozial ist ische 
Entwicklung in der CSSR unter Dubcek nachdrückl ich 
beeinflußt zu haben. Die Intervention von Warschauer-
Pakt-Staaten sei insofern auch gegen den Bundesrepubl ik-
Deutschland-Imper ia l ismus gerichtet gewesen. 
In die Phase der Großen Koal i t ion fällt auch eine be-
merkenswerte Init iative der Bundesregierung gegenüber 
der DDR. Erstmals wendet s ich ein Bundeskanzler an 
den Ministerpräsidenten der DDR, wor in manche berei ts 
ein Stück staatsrecht l iche Anerkennung sehen. Kiesinger 
fordert in seinem Schre iben mehr Kontakte und mensch-
liche Erleichterungen bzw. Verhandlungen darüber ; die 
pol i t ischen Streit fragen sol l ten seiner Meinung nach aus-
gek lammert werden. Sein Ziel ist e ins icht ig : durch mehr 
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Kontakte Gemeinsamkeiten erhalten bzw. neu schaffen, 
um die Wiederverein igungsforderung g laubwürdig b le i -
ben zu lassen. Stoph lehnt Kiesingers Ansinnen ab und 
fordert seinerseits von der Bundesregierung die Anerken-
nung der Realitäten in Europa als Voraussetzung von 
Verhandlungen zwischen zwei souveränen Staaten über 
die von Kiesinger genannten Fragen. Das wiederum lehnt 
die Bundesregierung ab. 
O [Der Briefwechsel Kiesingen'Stoph ist abgedruckt, in: 
Die Auswärtige Politik der Bundesrepublik Deutschland, 
Köln 1972, S. 599-601. ] 
Obwohl der Großen Koal i t ion, wie eben dargestel l t , 
Erfolge auf den Gebieten Ost- und Deutschlandpol i t ik 
versagt bl ieben, brachte dieser Abschni t t der pol i t ischen 
Entwicklung zumindest Aufschluß über die von den War-
schauer-Pakt-Staaten vertretene Posit ion. Er bekräft igte 
darüber hinaus als Ergebnis der Vorgänge in der CSSR 
die Dominanz der UdSSR im sozial ist ischen Staatensy-
stem und machte sie damit zum ersten und wicht igsten 
Verhandlungspartner al ler ost- und deutschlandpol i t i -
schen Bemühungen. 
4.9 Alternativen 1969 
Am Ende der Großen Koal i t ion, damit auch zu Beginn 
der neuen Legislaturperiode nach den Bundestagswahlen 
im Herbst 1969, stel l te sich hierfür einer jeden neuen 
Bundesregierung fo lgende klare Alternative. 
4.9.1 Beibehaltung der bisherigen Position Die Regie-
rung konnte die bisherige pol i t isch-moral isch-recht l iche 
Posit ion (also keine Anerkennung der DDR, keine Aner-
kennung von Grenzen, sondern nur Gewaltverzichtberei t-
schaft bis zum Abschluß einer f r iedensvertragl ichen Re-
gelung, Zugehör igkei t West-Berl ins zum Bund) beibehal-
ten. Das wäre zweifel los eine ganz klare Linie gewesen, 
hätte aber zugleich keine Entwicklungsperspekt ive im 
Sinne einer Lockerung der Konfrontat ion und von mehr 
Kontakten eröffnet. Die Folge dieser Posit ion wäre zu -
nächst s icher l ich die Reduzierung aller Verhandlungs-
mögl ichkei ten auf Null , damit aber die weitere Auseinan-
derentwick lung der beiden Deutschland, eine unf ruchtba-
re Konfrontat ion gegenüber Osteuropa und ggf. n icht zu -
letzt eine gewisse Isol ierung im Kreis der west l ichen 
Bündnispartner, die ihrerseits zu Entgegenkommen in 
den Grenzfragen und in ihrer Haltung gegenüber der 
DDR bereit schienen, gewesen. Anders ausgedrückt : Es 
war zu f ragen, ob die Beibehaltung der bisherigen Posi-
t ion bundesrepubl ikanischen Interessen — gerade auch 
im Hinbl ick auf die deutsche Frage - überhaupt förder-
l ich sein würde und ob diese in gewissem Sinn sicher-
l ich konsequente Linie sich nicht selbst ad absurdum 
führen müßte. 
4.9.2 Polit ik der „Vor le is tungen" Die andere Mögl ichkei t 
pol i t ischer Entscheidung lag dar in, Abstr iche von der 
bisher igen Posit ion zu machen, auf einzelne Elemente 
des Katalogs von Forderungen und Bedingungen der 
Warschauer-Pakt-Staaten einzugehen und durch diese — 
wie es genannt wurde - „Vor le is tung(en)" den Weg zu 
Verhandlungen über eine ganze Reihe wicht iger Komple-
xe mit der Aussicht auf Vereinbarungen, in denen auch 
bundesrepubl ikanischen Interessen und Forderungen 
Rechnung getragen würde, f re izumachen. Solche Kom-
plexe waren insbesondere das Berl in-Problem, die Bezie-
hungen Bundesrepubl ik Deutschland — DDR im al lgemei-
nen und hinsichtl ich der menschlichen Erleichterungen im 
besonderen, Normal is ierung der Beziehungen zu UdSSR 
und osteuropäischen Staaten auf der Grundlage von Ge-
wal tverz ichtabkommen. Die Entscheidung für diese 
Alternat ive war zweifel los ein Risiko, da von vornherein 
niemand sagen konnte, ob sich die „Vor le is tung(en)" loh-
nen würde(n) , ob in dann zwar wahrscheinl ichen Ver-
handlungsrunden auch Resultate im Sinn bundesrepubl i -
kanischer Ziele erreicht werden könnten. 
4.9.3 Regierungserklärung Brandts Die nach den Bun-
destagswahlen 1969 ins Amt gekommene Regierung 
Brandt /Schee l entschied sich für die zweite Alternative. 
Die Regierungserk lärung enthielt als ost- und deutsch-
landpol i t isches Programm das Ziel von Gewaltverzicht-
vere inbarungen, von mehr Kontakten und von Normalisie-
rung. Als „Vor le is tungen" der Regierung wird man fo l -
gende beiden Punkte der Regierungserklärung nehmen 
können: 
4.9.3.1 Die DDR wi rd als zweiter deutscher Staat bezeich-
net und dami t — entgegen früher — ausdrückl ich aner-
kannt. Der zusätzl iche Hinweis, sie sei al lerdings für die 
Bundesrepubl ik Deutschland nicht Ausland und die Bezie-
hungen zwischen beiden Staaten müßten und würden von 
besonderer Ar t sein, der Hinweis auf die Einheit der deut-
schen Nat ion und ihr Selbstbest immungsrecht sind al ler-
d ings wesent l iche Modi f iz ierungen der Anerkennung. 
4.9.3.2 Die Bekräf t igung, das deutsche Volk habe volles 
Verständnis für den Wunsch des polnischen Volkes, in 
gesicherten Grenzen zu leben, war sicherl ich mehr als 
nur das Angebot , in e inem Gewaltverzichtabkommen die 
Anwendung gewal tsamer Mittel zur Grenzrevision auszu-
scheiden, sondern enthiel t das pol i t ische Bekenntnis zur 
Dauerhaft igkei t der Oder-Neiße-Linie als polnischer 
Westgrenze - ungeachtet des rechtl ichen Vorbehalts e i -
ner f r iedensvertragl ichen Regelung, der von der Bundes-
republ ik Deutschland gar nicht zur Disposit ion gestellt 
werden kann, da er Gegenstand all i ierter Vereinbarungen 
ist. 
O [Als Schlüsseldokumente zur Illustration der mit der 
Übernahme der Regierungsverantwortung durch die 
SPD-FDP-Koalition Im Herbst 1969 vorgenommenen Wei-
chenstellung und der Auseinandersetzung darüber kön-
nen die Regierungserklärung von Bundeskanzler Brandt 
vom 28.10. 1969 sowie die Beiträge von Außenminister 
Scheel und der Opposi t ionspol i t iker Kiesinger (CDU) 
und Guttenberg (CSU) in der Aussprache im Bundestag 
am 29. /30.10.1969 herangezogen werden (Fundstel len: 
MEISSNERS. (Hrsg.): Die deutsche Ostpolitik 1961-1970. 
Kontinuität und Wandel, Köln: Wissenschaft und Politik 
1970, S. 380-94) . Weiterhin können der „Bericht über die 
Lpge der Nation im gespaltenen Deutschland" des Bun-
deskanzlers vom 14. 1. 1970 sowie die in der Aussprache 
am 15.1.1970 vertretenen Positionen von Kiesinger 
(CDU) und Strauß (CSU) herangezogen werden (Fund-
stelle: Meissner, a.a.O., S. 415-42) . ] 
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4.10 Interdependenz der Ostverhandlungen 
Die Folge der Regierungserklärung ist der Beginn einer 
umfassenden Gesprächs-, später Verhandlungsrunde zwi -
schen jewei ls verschiedenen Partnern. Wicht ig ist die 
Beachtung des inneren Zusammenhangs der verschiede-
nen Verhandlungsrunden, der Abhängigkei t der verschie-
denen Vertragsprojekte voneinander. Verhandlungen mit 
der UdSSR kommt Priorität z u ; Vereinbarungen mit ihr 
als der unbestr i t tenen Hegemonialmacht des sozial ist i-
schen Staatensystems haben den Charakter von Richt l i -
nien, Maßstab und Rahmen für alle wei teren ost- und 
deutschlandpol i t ischen Verhandlungen und Abkommen. 
Noch im Dezember 1969 beginnen Gespräche zwi -
schen Bundesrepubl ik Deutschland und UdSSR, im März 
1970 beginnen die Vier-Mächte-Gespräche über Berl in, im 
gleichen Monat kommt es zum ersten Treffen zwischen 
Bundeskanzler Brandt und Ministerpräsident Stoph. Be-
reits im Februar 1970 beginnen die Gespräche zwischen 
Bundesrepubl ik Deutschland und Polen. Der innere Z u -
sammenhang der Gespräche und Vertragsprojekte läßt 
sich wie folgt sk izz ieren: 
4.10.1 KSZE Die UdSSR verfolgt als zentrales Ziel euro-
päischer Polit ik die Durchführung einer Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbei t in Europa (KSZE), auf 
der - sozusagen als Friedensvertrags-Ersatz — mult i late-
ral die Ergebnisse der Nachkr iegsentwick lung sankt io-
niert werden sol len. Die Westmächte machen deut l ich, 
daß sie der Abhal tung einer solchen Konferenz nur zu-
stimmen werden, wenn die UdSSR vorher überzeugende 
Beweise ihres Entspannungswil lens erbracht hat. Dazu 
zählen die Westmächte ein in ihrem Sinn befr iedigendes 
Berl in-Abkommen sowie den Verzicht der UdSSR, gegen-
über der Bundesrepubl ik Deutschland unzumutbare For-
derungen im Sinne ihres bisherigen Maximalprogramms 
zu erheben. 
4.10.2 Berlin Auch die Bundesrepubl ik erklärte sich nur 
unter best immten Bedingungen zur Zust immung zur 
KSZE bereit : Der Gewaltverzichtvertrag zwischen Bundes-
republik Deutschland und UdSSR mußte für die Bundes-
republik Deutschland akzeptabel sein. Da er als Kompro-
miß auch sowjetische Interessen berücksichtigen mußte, 
band die Bundesregierung das Zustandekommen des 
Vertrags, also die Rati f izierung, an eine befr iedigende 
Berl in-Regelung. 
4.10.3 DDR Da ein Eingehen auf alle Maximal forderun-
gen der UdSSR für die Bundesrepubl ik Deutschland nicht 
in Frage kommen konnte, mußte die UdSSR auch der DDR 
gewisse Abstr iche von ihrer Posit ion gegenüber der 
Bundesrepubl ik Deutschland zumuten, um den Vertrag — 
Voraussetzung für nachfolgende Projekte — zu ermög-
lichen. Auch in der Berl in-Frage konnte die DDR 
ihren ursprüngl ichen Standpunkt nicht beibehalten, 
die UdSSR hätte sonst nicht die Zust immung der drei 
Westmächte erreicht, damit aber auch die KSZE unmög-
lich gemacht. Schon ein erster Bl ick auf diese Interde-
pendenz läßt den Vorwurf der Einseitigkeit der Vertrags-
werke unhaltbar erscheinen. Eine Analyse der einzelnen 
Abmachungen bestätigt diesen ersten Eindruck. 
4.11 Moskauer Vertrag 
Der Moskauer Vertrag zwischen Bundesrepubl ik Deutsch-
land und UdSSR vom Sommer 1970 kann als Rahmen-
vertrag für die gesamte Ost- und Deutschland-Pol i t ik 
gel ten. Die Vert ragspartner bekennen sich zum Status quo 
( „der wirk l ichen Lage") in Europa, wenn sie erk lären, eine 
Normal is ierung der Beziehungen auf dieser Basis anzu-
streben. Sie verzichten in ihren Beziehungen, bei der 
Verwirk l ichung ihrer Zie le und Forderungen auf d ie A n -
wendung von Gewalt . Sie verpf l ichten sich zur Achtung 
der terr i tor ia len Integrität al ler europäischen Staaten, zum 
Verzicht auf Gebietsansprüche und schließlich darauf, 
Grenzen jetzt und künft ig als „unver le tz l ich" anzusehen, 
wobei d ie Oder-Neiße-Linie und die Grenze zwischen 
Bundesrepubl ik Deutschland und DDR ausdrückl ich ge-
nannt werden. In ihrem Brief zur deutschen Einheit behält 
sich d ie Bundesrepubl ik Deutschland das Recht vor, auch 
künft ig eine Situat ion in Europa anzustreben, „ in der das 
deutsche Volk in f reier Selbstbest immung seine Einheit 
w iederer langt" . Gegenüber den drei Westmächten unter-
streicht die Bundesrepubl ik Deutschland mit dem Hinweis 
auf den noch ausstehenden Fr iedensvertrag, daß der 
Moskauer Vertrag die Rechte al ler vier Mächte für 
Deutschland als Ganzes nicht tangiert , was die UdSSR 
ihrerseits in einer Note zust immend bestätigt. Damit hat 
d ie Bundesrepubl ik Deutschland die bestehende 
Situat ion in Europa pol i t isch sankt ioniert , ihren Rechts-
vorbehal t hinsichtl ich des Fr iedensvertrags und ihren po l i -
t ischen Vorbehal t h ins icht l ich des Selbstbest immungs-
rechts jedoch aufrechterhal ten. Beides entspr icht n icht 
ursprüngl ichen Forderungen der UdSSR. Recht l ich ist 
damit die Situat ion offen, pol i t isch al lerdings dürfte mi t 
diesen Regelungen das Ergebnis der Nachkr iegsentwick-
lung abschl ießend akzept ier t und festgeschr ieben sein. 
4.12 Warschauer Vertrag 
Der Warschauer Vertrag zwischen der Bundesrepubl ik 
Deutschland und Polen vom Dezember 1970 fügt sich in 
den Rahmen des Moskauer Vertrags ein. Er w i rd gemein-
sam als Grundlage für die wei tere Normal is ierung be-
zeichnet. Zentra ler Punkt ist die Aussage zur Grenzfrage. 
Die Oder-Neiße-Linie w i rd als Westgrenze Polens, d ie 
jetzt und künft ig unverletzl ich sein würde, bezeichnet. Die 
Vertragsparteien verpf l ichten sich auf Dauer zum Verzicht 
auf gegeneinanderger ichtete Gebietsansprüche sowie 
die Anwendung von Gewalt zur Durchsetzung von Zie len 
und Ansprüchen. Gegenüber den drei Westmächten er-
klärt die Bundesrepubl ik Deutschland, daß deren Rechte 
und Verantwortung durch den Vertrag nicht berührt wer -
den ; d ie Bundesrepubl ik Deutschland verweist dabei 
a l lerdings nicht ausdrückl ich — wie etwa bei der Note im 
Zusammenhang mit dem Moskauer Vertrag - auf den noch 
ausstehenden Fr iedensvertrag. Insofern wird man den 
Vertrag hinsichtl ich der Regelung der Grenzfrage als fak-
t ische Vorwegnahme eines Friedensvertrages bezeichnen 
können. Das aber entspr icht inhalt l ich der von den West-
mächten vertretenen Posi t ion. In diesem Punkt hat Polen 
sein wesentl ichstes Verhandlungszie l erreicht. Die Bun -
desrepubl ik Deutschland strebt demgegenüber neben der 
Versöhnung und — darauf aufbauend — verstärkter Ko-
operat ion auf verschiedenen Gebieten die Lösung 
humanitärer Fragen wie e twa Fami l ienzusammenführung 
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und Umsiedlung von Personen deutscher Volkszugehör ig-
keit an. Ohne Regelung der Grenzfrage wären entspre-
chende Absichtserk lärungen nicht zu erzielen gewesen. 
Das ist ein wesent l icher Erfolg der Bundesrepubl ik 
Deutschland. Ein anderer l iegt mehr auf psychologisch-
moral ischem Gebiet : Der Vertrag ist ein wicht iges 
Element für die Aufgabe, die schwere Hypothek deut-
schersei ts abzutragen. 
O [Vgl. zum Moskauer und Warschauer Vertrag die vom 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung her-
ausgegebene Dokumentation: Die Verträge der Bundes-
republik Deutschland mit der UdSSR und mit der Volks-
repubVtoPDten} 
4.13 Berlin-Abkommen 
Das Ber l in-Abkommen der vier Mächte vom September 
1971 war neben dem Moskauer Vertrag eine wesent l iche 
Voraussetzung für ver t ragl iche Vereinbarungen zwischen 
Bundesrepubl ik Deutschland und DDR, wie sie dann im 
Grundvert rag niedergelegt wurden. Das Ber l in-Abkommen 
sieht den freien Transi t -Verkehr zwischen Bundesgebiet 
und West-Berl in vor, ermögl icht den Bewohnern West-
Berl ins den Zugang nach Ost-Berl in und in die DDR 
(hierin waren sie vorher gegenüber Bewohnern der 
Bundesrepubl ik d iskr iminier t ) , bekräft igt die Bindungen 
zwischen West-Ber l in und Bundesrepubl ik Deutschland 
und ermögl icht in einer Reihe von Einzelfällen die A u -
ßenvertretung West-Berl ins durch die Bundesrepubl ik. 
Entsprechend f rüheren Viermächte-Vereinbarungen be-
halten die Westmächte die oberste Verantwortung in 
West-Ber l in, dieses w i rd wie bisher als nicht konsti tut iver 
Tei l der Bundesrepubl ik bezeichnet. Vergl ichen mit den 
sehr viel wei tergehenden Forderungen insbesondere der 
DDR hat die UdSSR in diesem Vertrag erhebl iche Zuge-
ständnisse gemacht ; Verpf l ichtungen der UdSSR bedeu-
ten darüber hinaus eine Reduzierung der Souveränität 
der DDR. Die Konkret is ierung der Viermächte-Vereinba-
rung erfolgte durch Abmachungen zwischen Bundes-
republ ik Deutschland und DDR. 
O [Vgl. zum Berlin-Abkommen die vom Presse- und In-
formationsamt der Bundesregierung herausgegebene Do-
kumentation: Die Berlin-Regelung. Das Viermächte-Ab-
kommen über Berlin und die ergänzenden Vereinbarun-
gen.] 
4.14 Grundvertrag Bundesrepubl ik Deutschland - DDR 
Der Grundvertrag zwischen Bundesrepubl ik Deutschland 
und DDR vom Dezember 1972 ist als vorläuf iger Schluß-
stein der ersten Phase bundesrepubl ikanischer Ost- und 
Deutschlandpol i t ik zu verstehen. Überlegungen zur we i -
teren Entwicklung des Deutschlandproblems standen ja 
bei der Formul ierung der Polit ik der Öffnung nach Osten 
Pate; die deutschlandpol i t ische Funktion der gesamten 
Ostpol i t ik ist hierbei zu beachten. Für manche Interpreten 
ist der Grundvertrag der Schlußpunkt hinter eine völ l ig 
gescheiterte Wiederverein igungspoi i t ik bzw. die Absage 
an dieses verfassungspol i t ische Ziel der Bundesrepubl ik 
Deutschland. Für andere stel l t der Vertrag nur den Beginn 
eines neuen Weges zur Lösung der deutschen Frage dar : 
Er sol l eine Polit ik der Kooperat ion und des geregel ten 
Nebeneinanders einlei ten und ermögl ichen, die eventuell 
zur Realisierung des Selbstbest immungsrechts der einen 
deutschen Nation führt. Die Einzelanalyse gibt Gesichts-
punkte für beide Interpretationen her und bescheinigt, 
daß der Vertrag ganz zutreffend „Vertrag über d ie G rund -
lagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepubl ik 
Deutschland und der DDR" heißt, insofern zwar von e iner 
best immten Situat ion, die beschrieben wi rd , ausgeht, an-
sonsten aber unterschiedlichen Entwicklungen Raum ge-
ben kann. 
4.14.1 Regelungen: Im Vertragswerk wi rd die innerdeut-
sche Grenze als Staatsgrenze, dam\ \ d\e DDR a\s S\aa\ 
anerkannt. Eine Reihe von Grundsätzen werden verein-
Gle ichberecht igung; Respekt ierung gegenseit iger Unab-
hängigkeff u n d terr i tor ia ler mtegrrtaf ; Wahrung &erMetr-
schenrechte; Gewaltverzicht in den beiderseit igen Bezie-
hungen; Verzicht der Bundesrepubl ik Deutschland auf 
Al le invert retungsanspruch; Einrichtung sog. Ständiger 
Vertreter (statt Botschafter). Die Vertragsparteien 
kommen überein, sich „ im Zuge der Normal is ierung 
ihrer Bez iehungen" um die Regelung prakt ischer und 
humanitärer Fragen zu bemühen und in wei teren 
Abkommen die Kooperat ion für verschiedene Be-
reiche zu entwickeln. Ein Zusatzprotokol l macht Anga-
ben darüber, we lche Schri t te hierfür unternommen wer-
den sol len, ohne daß dieser ganze Komplex eindeut ig 
wäre. In Briefen wi rd e twa die Öffnung wei terer Grenz-
übergänge vere inbar t ; die DDR sagt Er le ichterungen im 
humanitären Bereich (Fami l ienzusammenführung, Reise-
verkehr, kleiner Grenzverkehr, n ichtkommerzie l ler Waren-
verkehr) nach erfo lgter Ratif izierung zu. In Briefen wird 
die Mitgl iedschaft beider Staaten in den Vereinten Natio-
nen beschlossen; die Rechte der vier Großmächte hin-
sicht l ich Deutschlands als Ganzem werden bekräft igt. In 
Erklärungen wi rd festgelegt, daß West-Berl in in alle künf-
t igen Abkommen einbezogen werden kann ; ein Automa-
t ismus kann von der Bundesrepubl ik Deutschland nicht 
durchgesetzt werden, was aber der Viermächte-Ber l in-
Vereinbarung entspricht. 
O [Vgl. zum Grundvertrag die vom Presse- und Informa-
tionsamt der Bundesregierung herausgegebene Doku-
mentation: Verträge, Abkommen und Vereinbarungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR.] 
4.14.2 Offene Fragen: Von erhebl icher Bedeutung für die 
weitere Entwick lung der beiderseit igen Beziehungen und 
der deutschen Frage sind die Punkte, die im Vertrag 
letztlich offen bzw. unklar b le iben. Das ist e inmal die 
Frage des Fortbestandes der einen deutschen Nat ion: 
Die DDR leugnet deren Fortbestand mit dem Hinweis auf 
Entstehung und Existenz einer sozial ist ischen deutschen 
Nation in der DDR. Das ist zum zweiten die Frage, we l -
chen Charakter die beiderseit igen Beziehungen haben: 
Während die Bundesrepubl ik Deutschland „besondere 
Beziehungen" wi l l - eben unter Hinweis auf den Fort-
bestand der Nation - , besteht die DDR auf ganz norma-
len zwischenstaatl ichen Beziehungen. Proklamat ionen und 
Verhalten der DDR er lauben nur den Schluß, daß sie 
letztlich Abgrenzung gegenüber der Bundesrepubl ik 
Deutschland wi l l . Die Bundesrepubl ik Deutschland strebt 
demgegenüber eine Intensivierung der Beziehungen, eine 
Öffnung, <Jie Freizügigkeit von Personen, Informat ionen 
Außenpol i t ik Außenpol i t ik 97 
4.14 Grundvertrag Bundesrepubl ik Deutschland 4.15 Kri t ik der Opposi t ion 
4.15 Krit ik der Opposi t ion 4.16 Westpol i t ik der Bundesrepubl ik Deutschland 
4.17 Akt ive Ostpol i t ik 
und Meinungen an und versteht den Vertrag als ein In-
strument zur Förderung dieser Ziele. Angesichts dieser 
Gegensätze muß es of fenbleiben, wie die künft ige Ent-
wicklung der Beziehungen verlaufen w i rd . Eine zusätz-
liche Quelle für Querelen ist die Frage der Vertretung 
West-Berl ins durch die Bundesrepubl ik Deutschland: 
hier versucht die DDR ihre alte Posit ion durchzusetzen, 
wonach West-Berl in als eigenständige pol i t ische Einheit 
nicht von der Bundesrepubl ik Deutschland vertreten wer-
den dürfe. 
4.14.3 Position der Bundesrepubi lk Deutschland Mit dem 
Abschluß des Grundvertrages und der Aufnahme beider 
deutscher Staaten in die Vereinten Nat ionen wi rd der 
Status quo in Europa in e inem ganz wesent l ichen Punkt 
nachdrücklich unterstr ichen. Für die Bundesrepubl ik 
Deutschland scheint das ursprüngl iche deutschland-
poli t ische Ziel der Wiederverein igung zugunsten des 
neuen: einer Normal is ierung der Beziehungen zur DDR, 
um die Folgen der Spal tung in zwei Staaten zu l indern 
und die Substanz der deutschen Nation zu erhal ten, 
zurückgetreten zu se in ; aufgegeben ist es - schon 
mit Bl ick auf das Grundgesetz - s icher nicht. Für die 
Partner der Bundesrepubl ik Deutschland bedeutet deren 
Ja zur Zweistaatl ichkeit den Verlust einer Fessel; insofern 
verbessert dieses Ja aber auch den Akt ionsspie l raum der 
Bundesrepubl ik im Kreis ihrer Partner. 
4.15 Kri t ik der Opposi t ion 
Die Weichenstel lung einer Öffnung nach Osten ist von 
allen im Bundestag vertretenen Parteien vorberei tet wor-
den. Die Konkret is ierung durch die SPD-FDP-Koali t ion 
seit 1969 ist al lerdings auf den erbi t terten Widerstand 
der Unionsparteien gestoßen. Die Kr i t ikpunkte lassen 
sich kurz zusammenfassen: Die Regierung habe überei l t 
gehandelt und bundesrepubl ikanische Forderungen nicht 
beharr l ich genug ver t re ten; sie sei ihren jewei l igen Ver-
tragspartnern zu wei t entgegengekommen. Der Kern der 
Auseinandersetzung der Parteien ging um die Frage 
nach den voraussicht l ichen langfr ist igen Wirkungen der 
Verträge: Die Opposi t ion befürchtete als ihre Folge einen 
immer stärkeren Einfluß der UdSSR und der Warschauer-
Pakt-Gemeinschaft auf die Bundesrepubl ik Deutschland 
und Westeuropa; dem würde eine Lockerung der B in-
dungen an den Westen korrespondieren. Die Regierung 
hielt diesem Vorwurf ihr Argument entgegen, sie habe 
sich intensiv um Ausbau, Vert iefung und Erweiterung der 
Europäischen Gemeinschaften bemüht und das westl iche 
Bündnis insgesamt als die Basis jeder deutschland- und 
ostpol i t ischen Akt iv i tät angesehen, was im übr igen durch 
das Verhalten der Bündnispartner bestätigt werde. 
O [Als Schlüsseldokumente für den Gegensatz zwischen 
Regierungskoalition und Opposition in Fragen der Ost-
und Deutschlandpolitik können die Positionen herange-
zogen werden, die im Bundestag bei der ersten Lesung 
der Ostverträge, die mit einer Aussprache über den Be-
richt der Bundesregierung zur Lage der Nation verbun-
den war, vorgetragen wurden (Fundstelle: Abdruck aller 
Bundestagsreden vom 23., 24. und 25.2.1972 in einer 
vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
herausgegebenen Dokumentation). Die Bedenken der 
CDU/CSU-Opposition gehen auch aus der vom Bundesrat 
mit Mehrheit der CDU/CSU-geführten Landesregierungen 
angenommenen Entschließung hervor. Der Text dieser 
Entschließung ist zusammen mit der Entgegnung der 
Bundesregierung in der gleichen Dokumentation abge-
druckt: beide Beiträge enthalten in komprimierter Form 
Rechtfertigung und Kritik der Vertragspolitik.] 
4.16 Westpol i t ik der Bundesrepubl ik Deutschland 
Analysiert man in al ler Kürze die westpol i t ischen Akt iv i -
täten der Bundesrepubl ik seit 1969, so spr icht sehr viel 
mehr für d ie Version der Regierung als für die der Oppo-
si t ion. Was die NATO angeht, so bemühte s ich die Re-
gierung um eine Stärkung der Al l ianz, was die Forderung 
nach wei terer US-Präsenz in Westeuropa einschl ießt. In-
nerparte i l icher Kri t ik an der NATO-Poli t ik der Regierung 
in SPD und FDP begegnet die Regierung mit dem Hin-
weis auf das Bündnis als unverzichtbare Grundlage bun-
desrepubl ikanischer Außenpol i t ik und pol i t ischer Existenz 
sch lechth in . 
Was die Europäischen Gemeinschaften angeht, so ist 
auf den Bei t rag der Bundesrepubl ik Deutschland für die 
auf der Gipfelkonferenz von Den Haag Ende 1969 
gefaßten Beschlüsse über Ausbau, Vol lendung, Er-
wei terung ebenso hinzuweisen wie auf die wei tere i n -
tensive Mitarbei t an der Verwirk l ichung jener Grundsatz-
beschlüsse. Das betrifft den Ausbau zur Wirtschafts- und 
Währungsunion ebenso wie den zur Polit ischen Union, 
d ie Or ient ierung materiel ler Polit ik am Ziel einer sozialen 
Gemeinschaft ebenso wie Bemühungen zur Demokrat is ie-
rung der Gemeinschaft. Das Verhalten der Bundes-
regierung läßt keinen anderen Schluß zu, als daß sie die 
Bundesrepubl ik Deutschland zu einem festen Bestandtei l 
jener „europäischen Un ion " machen wi l l , die von einer er-
neuten Gipfelkonferenz Ende 1972 als Ziel der Gemein-
schaftspol i t ik bis 1980 def iniert worden ist. Dabei spiel t 
es letzt l ich keine Rolle, ob dieser Zeitplan exakt e inge-
halten werden w i r d ; entscheidend dürfte die Grundent-
sche idung ble iben, s ich dieser Gemeinschaft e inzufügen. 
Ob die Grundentscheidung wei ter Gült igkeit hat und Ma-
x ime bundesrepubl ikanischer Polit ik bleibt, w i rd an kon-
kreten Bemühungen und Beiträgen der Bundesregierung 
zur Einhal tung des Zei tplans auf dem Weg zur „Europä i -
schen U n i o n " abzulesen se in ; der Erfolg hängt dabei 
nicht al lein von der Bundesrepubl ik Deutschland ab. 
4.17 Akt ive Ostpoli t ik 
Damit ist eine der Perspektiven bundesrepubl ikanischer 
Außenpol i t ik umrissen. Die andere bleibt die Ergänzung 
der Westor ient ierung durch eine aktive Ostpol i t ik. 
Sommer 1974 wi rd ein Vertrag mit der CSSR unter-
zeichnet, der die Aufnahme dip lomat ischer Beziehungen 
und die Bei legung der im Zusammenhang mit dem 
Münchner Abkommen stehenden Probleme zum Inhalt 
hat. Vert räge mit Ungarn und Bulgarien fo lgen. Die Un-
terzeichnung des Abkommens mit der CSSR und die 
Wei ter führung der Verhandlungen mit Ungarn und Bulga-
rien werden durch Differenzen über die konsular ische 
Vertretung West-Berl ins durch d ie Bundesrepubl ik 
Deutschland verzögert. Während die osteuropäischen 
Gesprächspartner Bonns - offenbar in einer konzert ier ten 
Akt ion auf Grund einer Richtl inie al ler Warschauer-Pakt-
Staaten - d ie Vertretung auf einzelne Personen beschrän-
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ken' wol len, besteht d ie Bundesregierung, unterstützt von 
der Opposi t ion, auf der Einbeziehung auch von jur is t i -
schen Personen und der Behörden West-Berl ins. Der 
Umstand, daß diese Frage mit den bi lateralen Beziehun-
gen zwischen Bundesrepubl ik Deutschland und e in -
zelnen osteuropäischen Staaten di rekt nichts zu tun hat, 
i l lustr iert erneut den inneren Zusammenhang al ler 
deutschland- und ostpol i t ischen Vorgänge. Die Di f feren-
zen, für deren Bei legung s ich noch keine Basis abze ich-
net, bestät igen auch erneut den engen Spiel raum bun -
desrepubl ikanischer Poli t ik nach Osten. So betrachtet, 
fordern sie geradezu die kont inuier l iche Fundierung und 
Abs icherung bundesrepubl ikan ischer Polit ik durch Zuge-
hör igkei t zum System der west l ichen Gemeinschaf ten. 
4.17.1 Ostpol i t ik und West integrat ion Konkret wir f t das 
die Frage auf, ob die Bundesrepubl ik die Europäischen 
Gemeinschaften als Akteur für Konzept und Durchfüh-
rung von Ostpol i t ik stärker als bisher ins Spiel br ingen 
kann und w i rd - e ine Frage, deren Beantwortung gewiß 
nicht nur an der Bundesregierung liegt. Um den A n -
schein zu vermeiden, eine gewissermaßen nat ionale Ost-
pol i t ik zu betre iben, wäre ein gemeinsam konzipierter 
und getragener Kurs außerordent l ich w ich t ig . Er würde 
der hier und dor t ver t retenen These einer Belastung der 
West integrat ion durch die Ostpol i t ik nicht nur wider-
sprechen : ganz im Gegentei l könnten ostpol i t ische Auf-
gaben - sofern sie als Gemeinschaf tsaufgaben aufgefaßt 
und aufgegri f fen werden — den Prozeß der Gemein-
schaftsbi ldung fördern , also integrat ionsbeschleunigend 
wi rken. 
Das lenkt den Bl ick nochmals auf die deutsche Fra-
ge. Die Bundesrepubl ik Deutschland w i rd , wenn sich d ie 
westeuropäische Gemeinschaft zu einer neuen pol i t ischen 
Einheit entwickelt , als integraler Tei l dieser Gemeinschaft 
( „Europäischen Union" ) kaum mehr ernsthaft die staatl iche 
Einheit Deutschlands ins Auge fassen können. Worum es 
bei der deutschen Frage dann also geben würde, wäre die 
Normal is ierung der Beziehungen über Blockgrenzen h in -
weg, die Schaffung von Durchlässigkeit und Freizügigkeit 
für Personen, Informat ionen und Meinungen; ein Z ie l , das 
mit B l ick auf die These vom Fortbestand der einen deut-
schen Nat ion für d ie „ i nne rdeu tschen" Beziehungen e i -
nen anderen Stel lenwert hat als für andere b locküber-
grei fende Beziehungen. 
5. Alternative Entwicklungstendenzen 
Das Bi ld, das von den Perspektiven bundesrepubl ikani-
scher Außenpol i t ik, genauer: von West-, Ost- und 
Deutschland-Pol i t ik, gezeichnet wurde, mag einen noch 
so in sich geschlossenen Eindruck vermitteln, es bedarf 
der Ergänzung bzw. der Infragestellung. Denn einmal 
kann es durch mögl iche weltpol i t ische oder innenpol i t i -
sche Vorgänge und Entwicklungen tatsächl ich eine Mo-
dif iz ierung oder grundlegende Änderung erfahren. Zum 
andern werden es manche poli t ische Akteure als unreal i -
st isch ansehen; sei es, daß sie solche Vorgänge und 
Entwicklungen als mögl ich oder wahrscheinl ich e inka lku-
l ieren, sei es, daß sie anderen pol i t ischen Akteuren eine 
von der vorgezeichneten Perspektive abweichende Z ie l -
setzung unterstel len. Kurz gesagt geht es um die Mög-
lichkeit neuer, durch best immte Entwicklungen oder 
durch pol i t isches Wol len veranlaßte Orient ierungen 
(„Weichenstel lungen") bundesrepubl ikanischer (Au-
ß e n p o l i t i k . Sie sol len im folgenden abschließend umris-
sen werden. Dabei ist der innere Zusammenhang der 
verschiedenen mögl ichen Vorgänge und Entwicklungen 
zu beachten. 
5.1 Beziehungen zu den USA 
Eine erste Über legung muß den Beziehungen zu den 
USA gelten. In Frage stehen dabei die Präsenz der USA 
in Europa, die sicherheitspol i t ische Verkoppelung von 
USA und Westeuropa und die Berücksicht igung westeu-
ropäischer Interessen durch die US-Politik. Durch den 
Bi lateral ismus USA—UdSSR, wie er sich insbesondere 
in den SALT-Verhandlungen und -Vereinbarungen mani-
festiert, werden in der Sicht mancher westeuropäischer 
(und bundesrepubl ikanischer) Kreise diese Interessen 
negativ tangiert . Der erkennbare Trend zu einem Abbau 
mil i tär ischer Präsenz, wie er in ständigen Vorstößen im 
US-Senat sowie in längerfr ist igen Planungen der US-Ad-
ministrat ion zum Ausdruck kommt, wi rd ebenfal ls als ein 
Faktor angesehen, der den gesamteuropäischen Status 
quo für Westeuropa negativ tangieren könnte. Die 
MBFR-Verhandlungsrunde ist in diesem Zusammenhang 
als Versuch zu bezeichnen, dieses gleichsam unvermeid-
l iche Disengagement der USA mit mi l i tär ischer Verdün-
nung im Bereich der Warschauer-Pakt-Staaten zu kombi-
nieren, damit eine Kräfteverschiebung in Europa zu ver-
meiden. Die in d iesem Kontext l iegenden Imponderabi-
lien stellen eine wesent l iche Determinante der pol i t i -
schen Entwick lung in Europa dar, damit auch für außen-
pol i t ische Entscheidungen der in besonders exponierter 
Lage bef indl ichen Bundesrepubl ik Deutschland. 
5.2 Gesamteuropäische Beziehungen 
Eine zweite Über legung gi l t den Vorzeichen künft iger ge-
samteuropäischer Beziehungen, womit die Substanz der 
KSZE-Verhandlungsrunde markiert ist. Über eine Status-
quo- und Gewaltverzicht-Deklarat ion hinaus geht es bei 
diesen Verhandlungen um Aussagen und Vereinbarungen 
über den Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen sowie die 
Sicherstel lung von (mehr) Freizügigkeit für Personen, In-
format ionen und Meinungen über Blockgrenzen hinweg. 
UdSSR und die anderen Warschauer-Pakt-Staaten sind 
vorrangig an mehr Handel und wir tschaft l icher Koopera-
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t ion interessiert; d ie westeuropäischen Staaten s ind dazu 
bereit, zielen jedoch auf eine in e twa g le ichrangige Be-
handlung des Komplexes Freizügigkeit . Sie machen ihr 
Eingehen auf d ie wir tschaf t l ichen Zie lvorste l lungen der 
sozial ist ischen Staaten von deren Verhal ten in Sachen 
Freizügigkeit abhängig, mater ial is iert s ich Entspannung 
und Entspannungswi l len ihrer Auffassung nach in einer 
gewissen Auf lockerung und Durchlässigkei t . In der Pole-
mik in den sozial ist ischen Staaten gegen entsprechende 
west l iche Forderungen — diese werden als kaum verhül l -
te Absicht des Westens, eine gegen sie ger ichtete ag-
gressive und subversive Poli t ik mit dem Ziel der Aufwei -
chung und schl ießl ich Besei t igung des „Soz ia l ismus" zu 
betreiben - manifest ieren s ich die gegensätz l ichen Posi-
t ionen, damit d ie Schwier igkei ten, in dieser Frage einen 
gemeinsamen Nenner zu f inden, der zugle ich Geschäfts-
grundlage für Abmachungen im ökonomischen Sektor ist. 
Die hier geschi lder te Problemat ik ist n icht KSZE-spe-
zi f isch; sie zeigt s ich in der seit Jahren geführten Kon-
vergenz-Theorie-Diskussion und wi rd auch künft ig eine 
gewicht ige Rolle spie len. Das aber bedeutet die perma-
nente Mögl ichkei t einer Verhärtung in den Ost-West-Be-
z iehungen: wenn nämlich der Westen über mangelndes 
Entgegenkommen des sozial ist ischen Lager enttäuscht 
ist und der Osten auf west l iche Forderungen abweisend 
reagiert. Eine solche Verhär tung würde die BRD-Außen-
pol i t ik dann regelmäßig vor d ie Frage stel len, wie sie 
sich verhalten sol l . Als extreme Verhal tensmuster bieten 
sich Härte oder (resignierendes bzw. opportunist isches) 
Entgegenkommen an, mit al len Konsequenzen für die 
Position der Bundesrepubl ik Deutschland. 
5.3 Neutral is ierungsproblematik 
Gegenstand einer dr i t ten Über legung sind die St ichworte 
„Neutra l is ierung" und „F inn land is ie rung" . Beide s ignal i -
sieren eine hypothet ische außenpol i t ische Entwicklung. 
Die Bundesrepubl ik Deutschland lockert ihre Bindungen 
zum Westen: 
- sie st immt auf der Konferenz über gegensei t ige ausge-
wogene Truppenverminderung (MBFR) e inem besonderen 
Status Mit teleuropas zu, der einer Neutral is ierung des-
halb gleichkommt, wei l er nämlich durch Abwesenhei t der 
USA, eine sehr wei tgehende mil i tärische Verdünnung und 
eine Entkoppelung von der integrierten Organisat ions-
struktur und Strategie der NATO gekennzeichnet ist. 
- sie unternimmt keine besonderen Anst rengungen zur 
Verwirkl ichung des Ziels der „Europäischen Un ion" , löst 
sich durch diese Art der pol i t ischen Abst inenz aus der 
integrierten Gemeinschaft und n immt damit auch im 
nichtmil i tärischen Bereich — analog der Entkoppelung 
Yon der NATO - eine Sonderste l lung e in. 
Statt dessen setzt sie auf die Karte nat ionalstaat l icher 
/Viedervereinigungspolit ik, und zwar im Bund mit der 
JdSSR. Diese gibt den Weg dazu als Preis für das west-
)olit ische Disengagement der Bundesrepubl ik Deutschl-
and fre i , verspricht sie sich doch von Sprengung der 
JATO und Verh inderung der Europäischen Union bzw. 
leren terr i tor ialer Reduzierung auf einen schmalen Gürtel 
mtlang des At lant iks, verbunden mit der Schaffung eines 
/ iedervereinigten Deutschlands mit Sonderstatus — 
Finnlandis ierung", d. h. Blockfreiheit bei fakt ischer Ab -
ängigkeit von der UdSSR - , eine vergl ichen mit dem 
jetz igen Nebeneinander von zwei relativ geschlossenen 
Blocksystemen bessere und stärkere Posit ion in Europa. 
Über legungen solcher Ar t s ind nicht neu. Sofern sie 
im Aus land angestel l t werden, spiegelt s ich in ihnen ein 
fast schon tradi t ionel les Mißtrauen gegenüber Deutsch-
land wider, dem eine Neigung zu Schaukelpol i t ik , nat io-
nal ist ische Beharr l ichkei t (mit Bl ick auf staat l iche Wie-
derverein igung) und ein letzt l ich dominierender Wil le zu 
Separatabmachungen mit der Vormacht Osteuropas, d. h. 
aber Unzuverlässigkeit als Bündnispartner im Westen, 
unterstel l t werden. Sofern so lche Über legungen im In-
nern geäußert werden, s ind sie Element parte i - und r ich-
tungspol i t ischer Kontroversen, bei der die eine Seite der 
anderen potent ie l le oder gar fakt ische Anfäl l igkei t gegen-
über angebl ichen Ver lockungen aus dem Osten sowie 
letzt l ich den Wil len zu systemsprengendem Sozial ismus 
öst l icher Spielart , als unvermeid l iche bzw. beabsicht igte 
Folge außenpol i t ischer Abhängigkei t , vorwirf t . Für eine 
Beurte i lung der Tragfähigkei t des Vorwurfs, bundesrepu-
bi ikanische Außenpol i t ik ziele auf „Neut ra l is ie rung" und 
„F inn land is ie rung" oder t re ibe leichtfert ig, wenn schon 
nicht absicht l ich in einen solchen Status, w i rd man sich 
- wie schon früher, so auch künft ig - an der konkreten 
Poli t ik der Bundesrepubl ik Deutschland zu or ient ieren 
haben. Ob sich diese um die Fortsetzung des für d ie 
Aufrechterhal tung westeuropäischer Sicherheit no twendi -
gen Maßes an Verkuppelung zwischen USA und West-
europa bzw. - für den Fall e ines deut l ichen Disengage-
ments der USA - um die Err ichtung einer europäischen 
Auf fangorganisat ion bemüht. Zwei tens: ob sich die 
Bundesrepubl ik Deutschland um die Realisierung der 
„Europäischen U n i o n " bemüht . 
5.4 Außenpol i t ische Konsequenz 
innenpol i t ischer Entwicklungen 
Eine vierte Über legung schl ießt s ich an. Dabei geht es 
um die Frage der künft igen innen- und gesel lschaftspol i -
t ischen Entwicklung der Bundesrepubl ik Deutschland un-
ter dem Aspekt ihrer außenpol i t ischen Konsequenzen. 
Konkret ist das Problem einer Systemveränderung bzw. 
-Überwindung hin zu e inem sozial ist isch-kommunist ischen 
System östl icher Spielart gemeint . Zwei fe l los würden Ent-
wick lungen in dieser Richtung außenpol i t ische Konse-
quenzen für d ie Bundesrepubl ik Deutschland impl iz ieren. 
In den referierten Über legungen sind Ansätze für 
al ternative künft ige neue Weichenstel lungen bundesrepu-
bl ikanischer Außenpol i t ik enthal ten. Solche Über legun-
gen zu refer ieren bedeutet nicht, neue Weichenste l lun-
gen für wahrscheinl ich zu erk lären. Sie sol len ledigl ich 
veranlassen, d ie vorher umrissene, in sich einigermaßen 
schlüssige Perspektive bundesrepubl ikanischer Außenpo-
lit ik n icht als einzig mögl iche anzusehen, die Entwick-
lung der Außenbeziehungen der Bundesrepubl ik Deutsch-
land nicht gleichsam als Vol lzug einer vorgezeichneten 
Einbahnstraßenentwicklung zu betrachten. Innerstaatl iche 
und innergesel lschaft l iche wie Entwicklungen im inter-
nat ionalen Bezugssystem der Bundesrepubl ik Deutsch-
land werden durch solche Über legungen in ihrer Be-
deutung als Determinanten außenpol i t ischen Handelns 
nochmals unterstr ichen, das auch didakt isch s innvol le 
Bemühen um Erarbeitung von Denkmodel len unter Be-
rücksicht igung verschiedenster Variablen angeregt. 
